
Pick
nick

decke
 fü

r 

Ramelow

Se
ite

 4

Magazin der Bewegung für sozialeMagazin der Bewegung für sozialeMagazin der Bewegung für soziale Gerechtigkeit� 02 l 2022

Gleichstellung:

Parität 
statt  
Quote 





02 I 2022	�  3

Krieg bringt Kenia Hunger
�� INTERNATIONALES Seite 25

Grundeinkommen im Dialog
� � KAB BEWEGT Seite 23

SONNTAGSGESCHICHTEN 

Picknickdecke an Bundesratspräsident� 4

TITELTHEMA 

Gleichstellung verzögert sich� 6 

Homeoffice stoppt Karrieren� 7

Interview mit Rita Süssmuth� 8

Hedwig Fischer zu Parität in KAB� 10

Kirche: Frauen in die Führung� 10

160 Jahre Frauenkämpferin Studer� 11

KAB BEWEGT

KAB – Solidarität mit der Ukraine� 12

Mai-Aufruf: Minijob-Pläne stoppen� 13

KAB: Erwerbsminderungsrente jetzt� 13

Arbeitsrecht: Brief an Bischöfe� 14

KompetenzZentrum Europa� 15 

KAB bewegt Diözesanverbände� 18/19

KAB bewegt vor Ort� 20/21

Europas Jugend und Corona� 22

Kirche und Grundeinkommen� 23

Präsides stellen die K-Frage � 24

Sozialwahl mit Frauenquote � 24

DIE GUTE AKTION

KAB sorgt sich um Lkw-Fahrer� 16/17

INTERNATIONALES

Kenia hungert wegen Sanktionen� 25

GESELLSCHAFT

Frage nach Sozialpartnerschaft� 26

Synodaler Weg ohne Arbeitswelt� 27

GESELLSCHAFT/RECHT

Babysitten anmelden� 28

Starke Frauen� 28

BUCHTIPPS

Allmendinger / Götz� 29

SERVICE�

Briefe an die Redaktion� 29/30

Impressum� 30

Rätsel� 31

Parität statt Quote
� � TITELTHEMA Seite 8

INHALT

	 VORWORT

L iebe Leserinnen und Leser,  
 

die Kriege in der Ukraine, im Jemen oder in Syrien haben die Geschlechterollen schein-
bar wieder hervorgebracht. Hier ein engstirniger Autokrat, der mit einem brutalen 
Angriffskrieg seine Macht erweitern will. Dort fliehende Frauen, Mütter und Kinder. 
Auch wenn die medialen Bilder die Frauen in der Opferrolle zeigen, so sind sie es, die 
auch Widerstand leisten und das Überleben in der Ukraine organisieren. Und es waren 
mutige russische Frauen und Mütter, die in den 1970er-Jahren gegen die russische 
Armee aufstanden und die Propaganda entlarvten. Auch in der KAB wurde mit der 
Parität 1995 verstärkt das Thema Geschlechtergerechtigkeit in den Verband gebracht. 
Impuls widmet sich – nicht nur in dieser Ausgabe – dem wichtigen Thema. 
 
Ihre Redaktion 

   impuls-redaktion@kab.de 

   www.kab.de/service/kab-impuls
Matthias Rabbe
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Die große Treppe zwischen dem Er-
furter Dom und St. Severi-Kirche 

liegt noch im Schatten. Es ist kurz 
nach neun Uhr am 3. März, dem Inter-
nationalen Tag des freien Sonntags. 
Auf dem großen Domplatz haben be-
reits einige Händler ihre Stände auf-
gebaut und bedienen Kunden als Mit-
arbeiter der KAB Deutschlands mit 

dem Aufsteller, Transparenten und 
Picknickdecken ausladen und mit eini-
gen Passanten über die anstehende 
Sonntagsschutz-Aktion ins Gespräch 
kommen.

Derweil reisen aus vielen Diö-
zesanverbänden Vertreterinnen und 
Vertreter an, um bei der Präsentati-
on ihrer bunten Picknickdecken da-

bei zu sein. Treffpunkt ist der große 
Saal im Hofbräuhaus am Dom. Der 
Bundesvorstand erläutert im Ge-
spräch mit Dr. Claudio Kullmann vom 
Katholischen Büro Thüringen und 
Jörg Lauenroth-Mago, ver.di-Lan-
desfachbereichsleiter Handel im Lan-
desbezirk Sachsen, Thüringen und 
Sachsen-Anhalt, die Situation von 
Sonntagsöffnungen im Freistaat. 
ver.di-Vertreter Lauenroth-Mago er-
innert an die Gründung der Thürin-
ger Sonntags-Allianz vor fast genau 
20 Jahren mit der verstorbenen 
KAB-Diözesanvorsitzenden Berna-
dette Branszk. „Die Arbeit zwischen 
KAB, Kirche und Gewerkschaft ist 
sehr fruchtbar.“

KAB-Spektakel auf 
Erfurter Domtreppe

Gerade in Thüringen ist es die Opposi-
tion aus CDU und FDP, die den Anlass-
bezug immer wieder abschaffen will. 
„Da unterstützt diese Aktion der KAB 
unseren Kampf für den freien Sonn-
tag“, so der ver.di-Vertreter. Und auch 
KAB-Mitglied Kullmann vom Katholi-

Bundesvorsitzende Beate Schwittay überreicht symbolisch die Sonntags-Picknickdecke.

Picknickdecken für den Bundesrat
KAB fordert von Bundesratspräsident Ramelow 
Unterstützung beim Sonntagsschutz
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Claudio Kullmann zeichnet seine 
Picknickdecke.

schen Büro sieht in der Picknickde-
cken-Aktion eine öffentliche Unter-
stützung. „Gerade in der Corona-Zeit 
sind die Angriffe massiv und wir müs-
sen der Politik einschärfen, dass der 
Sonntag nicht verhandelbar ist“, be-
tont der Leiter des Katholischen Bü-
ros.

Dies wird umso deutlicher als die 
KAB auf der Domtreppe in Erfurt die 
großen bunten Picknickdecken der 
Öffentlichkeit präsentiert. Journa-
list*innen und Kamerateams zeichnen 
das eindrucksvolle Spektakel zum 

Diskussion mit Bodo Ramelow.� Fotos: Matthias Rabbe/Kolbow

Sonntagsschutz auf. KAB-Vertreter*in-
nen vom Bundesvorstand und den Di-
özesanverbänden geben den Medien-
vertreter*innen Auskunft über die Ent-
stehung der Picknickdecke und über 
die Arbeit der KAB zum Sonntags-
schutz.

Anschließend marschierten die 
KAB-Sonntagsschützer zur Thüringer 
Staatskanzlei und empfingen den 
Bundesratspräsidenten mit Liege-
stuhl, Picknickdecken und Applaus. 
„Der Sonntag gehört den Menschen!“ 
Schlicht und einfach und dennoch 

wegweisend erklärt der amtierende 
Bundesratspräsident und Thüringer 
Ministerpräsident Bodo Ramelow, 
warum für ihn der Sonntag nicht zur 
Disposition stehen darf. Und als ob 
dieses klare Argument den Frauen 
und Männern aus den KAB-Diözesan-
verbänden, die nach Erfurt gereist 
sind, nicht reicht, ergänzt Ramelow: 
„Wir sind froh und es ist wichtig, dass 
der arbeitsfreie Sonntag durch die 
Verfassung geschützt ist, und dass 
Verbände wie die KAB dies immer 
wieder deutlich einfordern.“

Der Linken-Politiker weiß, wovon 
er spricht, als er von der KAB-Bundes-
vorsitzenden Beate Schwittay ein gro-
ßes Bild der etwa 300 Quadratmeter 
großen Picknickdecke überreicht be-
kommt. Ramelow hat eine Ausbildung 
als Einzelhandelskaufmann absolviert 
und war fast zehn Jahre Landesvorsit-
zender der Gewerkschaft Handel, 
Banken und Versicherung (HBV). Nur 
in Thüringen gibt es die Regelung, 
dass Beschäftigte im Einzelhandel 
zwei Mal im Monat samstags frei ha-
ben. Er versprach den anwesenden 
KAB-Vertreter*innen sich im Bundes-
rat für den Sonntagsschutz starkzu-
machen. „Ich nehme die Forderungen 
der KAB stellvertretend für den Bun-
desrat entgegen, auch wenn ich nicht 
für die anderen Amtskolleg*innen im 
Bundesrat sprechen kann.“ 

Bundespräses Stefan Eirich im Gespäch mit dem Bayerischen Rundfunk.
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Zwei Schritte vor, einer zurück. Die Gleichberechtigung 
von Frauen lässt sich Zeit. Ob Wahlrecht, Zugang zur Bil-

dung und Gesundheit oder Beruf, Frauen mussten sich seit 
Jahrhunderten ihr Recht auf Gleichberechtigung erkämp-
fen. Laut dem Weltwirtschafts-Forum (WEF) wird es noch 
etwa 136 Jahre dauern, bis Frauen an Macht und Wohl-
stand in der Weltwirtschaft den der Männer aufgeholt ha-
ben. Die unabhängige internationale Organisation mit Sitz 
in Genf analysiert jedes Jahr die Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in über 150 Staaten der Erde. Grund 
für die Ungleichheit sind nach wie vor, dass Männer mehr 
verdienen und mehr in Führungspositionen beschäftigt 
sind. Laut dem Global Gender Report 2021 des WEF muss 
nun eine weitere Generation von Frauen auf die Gleichstel-
lung der Geschlechter warten. Da die Auswirkungen der 
Covid-19-Pandemie weiterhin zu spüren sind, hat sich die 
Schließung der globalen Geschlechterkluft von 99,5 Jahren 
um eine Generation erhöht auf 135,6 Jahre.

In mehreren großen Volkswirtschaften und Branchen 
sind die Fortschritte ins Stocken gekommen. Ein Haupt-
grund ist, dass Frauen häufiger in Sektoren beschäftigt 
sind, die am stärksten von Lockdowns betroffen sind, kom-
biniert mit dem zusätzlichen Druck, häusliche Pflege zu 
leisten. Der jetzt in seinem 15. Jahr erscheinende Bericht 
bewertet die Entwicklung geschlechtsspezifischer Unter-
schiede in vier Bereichen: wirtschaftliche Teilhabe und 
Chancen; Bildungsstand; Gesundheit und Überleben; politi-
sche Macht. Er untersucht auch die Ursachen für ge-

schlechtsspezifische Unterschiede und skizziert die Richtli-
nien und Praktiken, die für eine geschlechtsspezifische Ge-
nesung erforderlich sind.

Die Verschlechterung im Jahr 2021 wird teilweise auf 
eine zunehmende politische Kluft zwischen den Geschlech-
tern in mehreren bevölkerungsreichen Ländern zurückge-
führt. Obwohl mehr als die Hälfte der 156 indizierten Län-
der eine Verbesserung verzeichneten, haben Frauen immer 
noch nur 26,1 Prozent der Parlamentssitze und 22,6 Pro-
zent der Ministerposten weltweit inne. Auch das „wirt-
schaftliche Geschlechtergefälle hat sich seit 2020 nur ge-
ringfügig verbessert und wird voraussichtlich weitere 267,6 
Jahre dauern, bis es geschlossen ist“, so der WEF-Report. 
Zwar nimmt der Frauenanteil unter den Fachkräften weiter 
zu, doch weiterhin bestehen Einkommensunterschiede und 
wenige Frauen sind in Führungspositionen vertreten.

Positiv sieht es im Bildungsbereich aus, wo die ge-
schlechtsspezifischen Unterschiede in Bildung und Gesund-
heit nahezu geschlossen sind. Während im Bildungswesen 
37 Länder die Geschlechterparität erreicht haben, wird es 
weitere 14,2 Jahre dauern, um diese Lücke aufgrund der 
Verlangsamung des Fortschritts vollständig zu schließen. 
Im Gesundheitsbereich wurden über 95 Prozent dieser ge-
schlechtsspezifischen Kluft geschlossen. Deutschland lan-
det im Global Gender Report auf Platz zehn.

Langer Weg zur Gleichberechtigung
In der Wirtschaft werden Frauen die Männer erst in 267 Jahren einholen

6	 TITELTHEMA  
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Die Pandemie hat sich grundlegend auf die Gleichstellung 
der Geschlechter sowohl am Arbeitsplatz als auch zu 

Hause ausgewirkt und Jahre des Fortschritts zurückgewor-
fen“, sagte Saadia Zahidi, Geschäftsführe-
rin des Weltwirtschaftsforums. Konkret 
bedeutete dies, Frauen waren durch die 
Corona-Pandemie zwischen Homeoffice, 
Homeschooling der Kinder und Haushalt 
eingesperrt. Bereits unter normalen Be-
dingungen arbeiten Frauen bereits 1,6-
mal so lang wie die Männer im Haushalt 
und bei Kinderbetreuung. Aber auch bei 
Pandemie-Schließung von Pflegeeinrich-
tungen wurde Hausarbeit, Kinderbetreu-
ung und Altenpflege überproportional 
von Frauen geleistet, was zu einem höhe-
ren Stressniveau beitrug. Die Pandemie 
hatte negativere Auswirkungen auf Frau-
en als auf Männer, wobei Frauen laut der 
Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
häufiger ihre Arbeitsplätze verloren, weil 
sie in überproportionalen Sektoren arbeiten, die direkt von 
Lockdowns betroffen sind, wie beispielsweise im Verbrau-
cherbereich tätig sind. 

Homeoffice als Karrierefalle

Zudem wurde das Homeoffice gerade für Frauen zur Karri-
erefalle. Sie haben Karriereschritte und extrem viel Zeit 
zum Netzwerken verpasst, dabei brauchen sie die Sichtbar-
keit weit mehr als Männer. All das geht durch das Homeof-
fice zurück“, sagte Prof. Jutta Allmendinger, Präsidentin des 

Wissenschaftszentrums Berlin für Sozialforschung (WZB). 
Frauen arbeiten in Deutschland zu 65 Prozent in Teilzeit, 
Männer lediglich zu sechs Prozent. Zwar hat die Frauener-

werbstätigkeit in den vergangenen Jahr-
zehnten nach „Köpfen“ stark zugenommen, 
nicht aber nach dem Arbeitsvolumen. Das 
wirkte sich in der Pandemie aus, meint All-
mendinger, denn in den Familien gibt es 
weiterhin die Rollenzuschreibungen, was 
Teilzeitarbeit und Ganztagsjobs betrifft. 
„Wer Teilzeit arbeitet, kümmert sich um die 
Kinder und den Haushalt. So muss man sich 
diese Homeoffice-Tage vorstellen.“ 

32-Stunden-Woche: Luft für Männer

Die Teilzeitarbeit verteilt nicht nur die Ge-
schlechterrollen, sondern ist auch eine Ar-
mutsfalle für die Frauen. Mit der Auswei-
tung der Homeoffice-Regelungen und -ver-
einbarungen in den Betrieben nach Corona 

wird sich nach Ansicht der Wissenschaftlerin die Sache ver-
schärfen und verfestigen. Wissenschaftlerinnen wie All-
mendinger und die Familienforscherin Uta Meier-Gräwe 
setzen auf Gleichstellung und eine gesellschaftliche Diskus-
sion, die das Modell Familie mit 1,5 Erwerbstätigen oder 
2,0-Modell anstreben solle. Wie die KAB in ihren arbeits-
marktpolitischen Beschlüssen setzt Allmendinger auf Ar-
beitszeitverkürzung. „Wir müssen eher auf eine 32-Stun-
den-Woche für alle abzielen“, so Allmendinger, „damit auch 
Männer Luft haben, angebliche Frauenarbeit zu überneh-
men.“ 

Jutta Allmendinger sieht 
Homeoffice als Karrierefalle.

     Homeoffice, 
Homeschooling 
          und Haushalt
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Frau Prof. Süssmuth: Wie bekommt frau ein starkes 
Rückgrat in einer männerdominierenden Politikwelt?
Rita Süssmuth: Da sind die Kriegserfahrungen mit seinen 
direkten und indirekten traumatischen Erlebnissen. Ich 
möchte daraus nicht direkt etwas ableiten. Aber das Über-
legende, das Fragende, das ist geblieben. Dieses kritische 
Wachsein ist entscheidend mit dem Studium gewachsen. 
Mit dem Einstieg ins Berufsleben in den 1960er-Jahren be-
gann mein Engagement in der Frauenpolitik. Das steigerte 
sich mit den Erfahrungen in meiner Arbeit, weil ich sah, 
welche Kompetenzen Frauen hatten und umgekehrt, wel-
chen Widerständen sie ausgesetzt waren. Später als Frau-
enministerin hatte ich zwar den Titel, aber keine Zustän-
digkeiten. Aber ich muss sagen, ich bin nicht als Feministin 
geboren. Eine Feministin verstehe ich als eine besonders 
aufgeweckte Anwältin für Frauen. 

Impuls: Wie haben Sie sich als Ministerin durchgesetzt?
Süssmuth: Das kann man rasch sagen. Es war ja wieder ty-
pisch Familie. Es begann schon mit Rücktrittsforderungen 
aus dem schwäbischen Bayern. Wie kann man so eine Frau, 
die positiv sich zum Feminismus äußert, zur Familienminis-
terin machen. Es tauchte das Wort Untergang auf. 
Aber es war schon nicht mehr das Ministerium der 1950er- 
oder 60er-Jahre. Es kam in den 70er- und 80er-Jahren schon 
die Veränderung mit den Familienberichten, wo der Begriff 
„Familie als Gefängnis“ auftauchte. Die Aufgaben im Minis-
terium wuchsen.

Impuls: Welche waren das …?
Süssmuth: Das eine war die Atomkatastrophe Tschernobyl 
und das andere Aids. Letzteres war eine Bewährungspro-
be. Wir brauchten einen Block gegen die Ausgrenzung der 
Betroffenen. Denken Sie an Gauweiler oder den Aidsbera-
ter Koch, der Aids-Kranke und Prostituierte internieren 
wollte. Eine grausame Vorstellung. Wir haben mit der Zivil-
gesellschaft es in einem halben Jahr geschafft, Eigen- und 
Sozialverantwortung der Betroffenen, der Schwerstkran-
ken zu finden. Geholfen hatte mir der Aids-Aktivist und Re- 
denschreiber Siegfried Dunde. Er war ein Helfer in der Not.

Impuls: Gab es Zusammenhalt unter den Frauen?
Süssmuth: Die Netzwerke der Frauen haben diese, wie He-
lene Weber die Frauen-Union, selbst geschaffen. Was mir in 
meiner Amtszeit geholfen hat, war die parteiübergreifen-
de Zusammenarbeit der Frauen. Aber es war nicht so ein 
großer Zusammenhalt, wie es die Frauen der ersten Bewe-
gung erreicht hatten. Das ist zum Teil mit Frauen auf der 
Straße passiert, denken Sie an Alice Schwarzer, ihre Aktion 
im Feld des Paragrafen 218. Eine Konfliktbereinigung ha-

ben wir nicht geschafft. Was wir geschafft haben, ist, einen 
menschlicheren Umgang und nicht die Strafe in den Vor-
dergrund zu stellen. 

Impuls: Kann trotz der Erfolge von einer Geschlechter-
demokratie gesprochen werden?
Süssmuth: Ja, aber ich würde es nicht Geschlechterdemo-
kratie nennen, sondern dass jeder Mensch, ob weiblich, 
männlich oder divers, beteiligt ist an der Gestaltung des 
öffentlichen Lebens. Und aus dieser Sicht ist aus dem 
Kampf und der Ausgrenzung der Geschlechter auch eine 
Geschlechterdemokratie entstanden. 
Aber diese Demokratie ist immer noch sehr männerdomi-
niert. 

Impuls: Wie fällt Ihr Blick auf die Parteien aus? ...
Süssmuth: Das ist ein wichtiger Punkt, den Sie ansprechen. 
Lassen Sie mich etwas ausholen. Nach der Weimarer Zeit 
haben die Nazis Frauen wieder ausgegrenzt. Ich erinnere 
an die Sozialdemokratin Elisabeth Selbert, die ich sehr 
schätze und die für Gleichberechtigung kämpfte. Sie war 
die letzte Anwältin, die in der Nazizeit offiziell zugelassen  
wurde, und nach 1945 wirkte sie hochengagiert als eine 
der vier Mütter des Grundgesetzes im Parlamentarischen 
Rat. Den entscheidenden kurzen Satz in unserer Verfas-
sung „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ hat sie 

Die Demokratie ist männerdominiert 
Die Unbeugsame – Interview mit Rita Süssmuth über Gleichberechtigung  

Eine der Unbeugsamen: Prof. Rita Süssmuth.� Foto: Rabbe
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zustande gebracht und ist Grundlage dessen, woran wir 
immer noch arbeiten. 
Bildung spielt eine wichtige Rolle. Denken Sie an Marie 
Juchacz, die als erste Frau in einem deutschen Parlament 
1919 erklärte, „Glauben Sie nicht, dass wir nur für die sanf-
ten Themen zuständig sind, wir Frauen sind für alles zu-
ständig.“ Und heute haben wir erstmals eine Außenminis-
terin. Bei der Grundgesetzfrage Freiheit und  Gleichheit der 
Parteien wird die individuelle Freiheit immer noch höher 
gewichtet als der Abbau der Ungleichheit. 

Impuls: Und Ihre Partei …
Süssmuth: Meine eigene Partei, die CDU, hält am Alten 
fest. Wieso haben die Grünen über 58 Prozent Frauenanteil 
im Bundestag? Die haben mit der Parteigründung einen 
Pflichtanteil festgeschrieben. Das hätten alle tun können. 
Die Linke hat noch über fünfzig, die SPD über 41 Prozent 
aber meine Partei knapp über 20 Prozent. Da muss doch 
eine CDU/CSU sagen, so kann es nicht weitergehen. Unsere 
Vorschläge der Struktur- und Satzungskommission sieht 
bis 2025 50 Prozent Frauenanteil vor. Das ist ein später 
Fortschritt, hoffentlich nicht zu spät – wir müssen schneller 
sein. 

Impuls: Sie wollten Krankenschwester werden, fehlt 
den Care-Berufe die notwendige Anerkennung?
Süssmuth: Alte Muster haben das Private den Frauen und 
den Männern das Öffentliche zugeschrieben. Denken wir 
nur an das Ehe- und Familienrecht. Frauen hatten kein eige-
nes Konto. Bis in die 1960er-Jahre ging es mit der Heirat 
noch an den Mann über. Sie konnten keine eigenen Verträ-
ge abschließen. Selbst die Erwerbstätigkeit war bis 1976 
abhängig vom Ehemann, er konnte den Arbeitsvertrag sei-
ner Frau kündigen. Das können sich junge Leute heute gar 
nicht mehr vorstellen. 
Es ist wichtig, eigene Einkünfte aus einer Arbeit zu schaf-
fen. Die damals schon gestellte Forderung „Gleicher Lohn 
für gleiche Arbeit“ hat sich bis heute immer noch nicht voll-
ständig realisiert.

Impuls: Scheitert die Gleichberechtigung daran, dass 
wenn Kinder kommen, Frauen zu Hause bleiben?
Süssmuth: Ja, Studien zeigen, dass diese Sorgearbeit wie-
der von Frauen geleistet wird. Männer sind nur in gerin-
gem Maße teilzeitbeschäftigt. Frauen mit über 70 Prozent. 
Unterbrechungen, Aufhören mit der Erwerbsarbeit bringt 
heute in der Berufswelt viel schneller Nachteile. Da vieles 
schneller läuft, ist es schwerer, wieder in die Arbeit hinein-
zukommen. Die Frage muss lauten, wie können wir es in 
bestimmten Lebensphasen der Kinder so regeln, dass bei-
de, Männer und Frauen, beteiligt sind. 
Männer entdecken ja erst jetzt den Reichtum der Kinder. 

Impuls: Fokussiert sich alles auf die Erwerbsarbeit?
Süssmuth: In dieser Richtung, ganz klar. Man kann es nicht 
glauben, dass gerade alleinerziehende Frauen den höchs-

ten Anteil an Vollerwerbstätigkeit haben. Diese Situation 
hat Langzeitwirkung. 

Impuls: Warum organisieren Frauen sich so wenig in 
den Strukturen wie Gewerkschaften und Parteien?
Süssmuth: Lange Zeit fehlte den Frauen, insbesondere den 
nicht erwerbstätigen Müttern, eine Strategie zur Durchset-
zung der dringenden Anliegen. Netzwerke sind unbedingt 
erforderlich, nicht nur für den Austausch, sondern im Falle 
von Entscheidungen auch oft für die gegenseitige Unter-
stützung und Beratung. 
Das Beteiligungsprinzip bei den Gewerkschaften ist ein De-
mokratieprinzip, genauso ist das Beteiligungsprinzip bei 
den Geschlechtern ein Demokratieprinzip. Und das ist ent-
scheidend. Es ist keine Frauenfrage, sondern eine Gesell-
schaftsfrage. Wie wollen wir unsere Gesellschaft geschlech-
tergerecht organisieren? Und die Gendersprache aktuell 
hat bewirkt, dass die Frauen erstmals genannt werden.  Wir 
haben noch nicht die ideale Form gefunden, aber trotzdem 
sind sie so viel stärker sichtbar. 

Impuls: Die KAB hat seit vielen Jahrzehnten die Parität 
in der Leitung. Ist das die Lösung?
Süssmuth: Im Arbeits- und Sozialausschuss waren wir nur 
wenige Frauen und mussten uns anhören: Hört doch auf 
mit eurem Gedöns. Wir wollen weiterkommen. Parität da-
gegen garantiert einen verbindlichen, geregelten Grad an 
Beteiligung des anderen Geschlechts. Parität trägt dazu 
bei, dass die Themen der Frauen auch wirklich eingebracht 
werden. 

Impuls: Ihrem Buch „Parität“ haben Sie den Ausruf 
„Jetzt!“ hinzugefügt, warum?
Süssmuth: Die erste kfd-Generalsekretärin Anneliese Liss-
ner hat schon früh über die Notwendigkeit von Ungeduld 
gesprochen. Dieses ständige Vertrösten, da können wir 
Frauen nicht stehen bleiben. Es muss jetzt sein, sonst ver-
passen wir die Zeit des Wandels. Der Appell geht an beide 
Geschlechter. 
Ich will weg von der Quote, ich will weg von der Geschlech-
tertrennung, weil er spaltet und ein frauenspezifischer Be-
griff ist. Aber die Quote war notwendig, weil sie ein Druck-
mittel ist. Die freiwillige Quote hat nichts oder sehr wenig 
erreicht. Wir können es nur gemeinsam schaffen. Die Pari-
tät auf Wahllisten ist seit zwei Jahrzehnten in Frankreich 
Pflicht. Die Quotenregelung war eine politische Notwen-
digkeit. Das Ziel, das jetzt verfolgt wird und verfolgt wer-
den muss, ist das Ziel, gleicher Anteil von Männern und 
Frauen bei politischen und gesellschaftlichen Mandaten. 
Parität löst nicht alle Fragen, aber ein entscheidender 
Schrittmacher für mehr Beteiligung.

Impuls: Wie müssen die Männer sich ändern?
Süssmuth: Die Männer müssen sich darauf einlassen. Sie 
müssen ihr Machtverhältnis verändern. Im Sinne: geteilte 
Macht schafft stärkere Macht.
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Kirche: Frauen 
in die Führung

Mehr Frauen, diversere Teams, 
attraktive Stellenausschrei-

bungen für Leitungspositionen: 
Mit Lösungsansätzen für mehr 
„Vielfalt in Führung“ in kirchli-
chen Kontexten beschäftigten 
sich rund 80 Fachleute aus der 
Personal- und Organisationsent-
wicklung sowie Gleichstellungs-
beauftragte von Bistümern, 
kirchlichen Verbänden und Ein-
richtungen auf einer zweitägi-
gen Online-Tagung.
Einer der seidenen Fäden, an de-
nen die Kirche hängt, sei die Fra-
ge: Gelingt es, zu zeigen, dass 
wir ernst machen mit der Beteili-
gung von Frauen in der Kirche? 
„Mein Traum ist, dass in den zu-
künftigen Bestenlisten der 
Top-Arbeitgeber die katholische 
Kirche eine größere Rolle spielt; 
ich bin gespannt auf die Strate-
gien, die hier geboren werden“, 

so Beate Gilles, Generalsekretä-
rin der Deutschen Bischofskonfe-
renz. Der Mainzer Bischof Peter 
Kohlgraf erinnerte an die Selbst-
verpflichtung der Bischöfe aus 
dem Jahr 2018, den Anteil der 
Frauen in kirchlichen Leitungs-
positionen auf ein Drittel und 
mehr zu steigern.

Die Doppelspitze von Frau und 
Mann auf der Vorstandsebene ist 

ein Erfolgsmodell in den KAB-Orts-, 
Kreis- und Diözesanverbänden sowie 
in der Verbandsleitung. Nach langem 
Ringen wurde 1995 auch die Gremi-
enparität in der Satzung verankert. 
Besonders freut mich, dass auch im 
neuen KAB-Bundesverband ab 2003 
die Parität in der Verbandsleitung und 
ab 2007 im Bundesvorstand über-
nommen wurde.

 Umbenenung der KAB

Die KAB braucht keine Quote. Mit 
der Parität ist die KAB ein fortschritt-
licher Verband auf der Höhe der Zeit. 
Sie ist ein Vorbild für alle gesell-
schaftspolitischen Gruppierungen, in 
denen Frauen und Männer zusam-
menwirken und gemeinsam politische 
Verantwortung tragen. Mehr als die 
Hälfte der KAB-Mitglieder sind Frau-
en. Das sollte sich auch im Verbands-
namen widerspiegeln mit dem Stern 

in der Mitte. Ich plädiere für „Katholi-
sche Arbeiternehmer*innen-Bewe-
gung“. Das würde zeigen, dass Ge-
schlechtergerechtigkeit für die KAB 
Programm ist. Dazu gehören „gleicher 
Lohn für gleiche und gleichwertige 
Arbeit“ sowie die gerechte Entloh-
nung der Sorgearbeit und ihre paritä-
tische Aufteilung zwischen Frauen 
und Männern.

 Wahlrecht anpassen

Auch im Wahlrecht muss die Parität 
gesetzlich verankert werden, damit 
Frauen endlich in den Parlamenten 50 
Prozent der Abgeordneten stellen. Es 
freut mich sehr, dass ich mit Brigitte 
Rüb-Hering, meine Nachfolgerin und 
letzte süddeutsche Verbandsvorsit-
zende von 1999–2003, und den 
KAB-Frauen im Landesverband Bay-
ern an der Weiterentwicklung der 
frauenpolitischen Aktivitäten teilha-
ben kann.

Hedwig Fischer
Verbandsvorsitzende der KAB 

Süddeutschlands von 1983–1999

Erfolgsmodell Doppelspitze
Parität seit 1995 in der Satzung verankert

Beate Gilles, DBK-Generalsekretärin.

Parität 
in den Parlamenten

Seit 2014 gibt es in München ein 
Aktionsbündnis „Parité in den Par-
lamenten“, in dem ich auch die KAB 
vertrete. Als Unterstützerinnen der 
Popularklage gegen das Landtags-
wahlrecht in Bayern haben sich die 
KAB Bayern e. V., die KAB-Diö-
zesanverbände Augsburg, Mün-
chen und Freising sowie Passau und 
die KAB Roth-Hilpoltstein eintra-
gen lassen. Im November 2021 hat 
das Aktionsbündnis zur Unterstüt-
zung der Wahlprüfbeschwerde für 
die Bundestagswahl 2021 aufgeru-
fen und eine erhebliche Anzahl von 
persönlichen Mandatierungen für 
die Prozessbevollmächtigte Prof. 
Dr. Silke R. Laskowski erhalten.

Hedwig Fischer führte viele Jahre die 
KAB Süddeutschlands.� Fotos: Rabbe
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Meine ganze Kindheit war ungemein hart, arm und 
freudlos. Im Alter von acht Jahren musste ich von 

Frühjahr bis Spätherbst in ein entferntes Dorf zu einem 
Bauern in Dienst … Meine einzige Freude war das Lernen; 

und nun durfte ich hier 
den ganzen Sommer 
über nicht ein einziges 
Mal in die Schule gehen, 
und das war mir das Al-
lerhärteste.“ 

Therese Studer, die 
am 22. September vor 
160 Jahren in Senden an 
der Iller geboren wurde, 
verlor früh ihre Mutter 
und musste als Achtjäh-
rige bereits für den eige-
nen Lebensunterhalt 
sorgen. Mit 14 Jahren 
wird sie Akkordarbeite-
rin in einer Zündholzfab-
rik in Altenstadt an der 
Iller. Zwischenzeitlich ar-
beitet sie als Dienstbo-
tin, ohne geregelte Ar-

beitszeit, ohne sozialen Schutz. Als sie mit 22 Jahren in ei-
ner Spinnerei arbeitet, erlebt sie, wie die jungen Mädchen 
und Frauen ausgebeutet werden. Für sich nutzt sie die ge-
regelten Arbeitszeiten, um sich zu bilden. „Mir kam der Ge-
danke, in einer Fabrik Arbeit zu nehmen, um die Freizeit für 
meinen Wunsch zu lernen dienstbar zu machen.“ Sie arbei-
tet 22 Jahre dort und wohnt in einem Arbeiterinnenwohn-
heim. Ihren Wunsch, Lehrerin zu werden, erreicht sie nicht. 
Dennoch ist sie stolz, dass sie als Arbeiterin mit zwölf Stun-
den am Tag im Akkord an der Maschine ihren Lebensunter-
halt bestreiten kann. 

 Soziale Rechte der Arbeiterinnen

Beeinflusst und fasziniert von anderen Frauen, wie die 
Frauenrechtlerin Elisabeth Gnauck-Kühne, wird sie aktiv 
und setzt sich für die sozialen Rechte der Arbeiterinnen 
ein. Als sie im Sommer 1906 zu einer Versammlung in 
Aschaffenburg einlädt, kommen 159 Arbeiterinnen und er-
klären ihren Beitritt. Unter ihrer Führung wuchs der Arbei-
terinnenverein auf 460 Mitglieder. Zwei Jahr später ist es 

der Verbandspräses Carl Walterbach, der sie überzeugt, 
Verbandssekretärin der süddeutschen Arbeiterinnenverei-
ne zu werden. Am 21. Juni 1908 tritt sie ihr Amt an und ist 
somit die erste Arbeiterinnen-Sekretärin, oder wie sie lie-
bevoll genannt wurde: „unsere Verbandsmutter“.

„Lasst nicht locker!“

Sechs Jahre später zählen die Arbeiterinnenvereine bereits 
21.000 Mitglieder in 176 Vereinen. Die Forderung schon da-
mals „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit“, spiegelt die schlech-
te Bezahlung von Frauen wider. Studers Einsatz für die Zeit-
schrift „Die Arbeiterin“ und für die soziale und politische 
Schulung der Arbeiterinnen war ihr ein wichtiges Anliegen. 
Ihr Motto: „Lant it luck!“ (Lasst nicht locker!). Auf dem Ver-
bandstag 1920 wird sie zur Verbandsvorsitzenden gewählt, 
ein Amt, das es zuvor nicht gab. 1931 stirbt sie im Alter von 
68 Jahren. 
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Vom Zündholzmädchen  
zur Arbeitersekretärin

Vor 160 Jahren wurde Therese Studer in Senden geboren

Die Zeitschrift der Katholischen Arbeiterinnen. � Foto: KAB-Archiv

Therese Studer ist auch heute noch 
Vorbild für viele Frauen in der KAB.
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Die KAB Deutschlands verurteilt in 
aller Schärfe den Krieg, den der 

russische Präsident Wladimir Putin ge-
gen die Ukraine und ihre Bevölkerung 
führt. In einer aktuellen Resolution 
„Nein zu Putins Krieg und zum inter-
nationalen Faustrecht“ hatten sich die 
Delegierten des Bundesausschusses 
der KAB Deutschlands mit fassungslo-
sem Entsetzen gegen die „menschen-
verachtende und zivilisationsbrechen-
de Aggression“ gegenüber den Men-
schen in der Ukraine ausgesprochen. 
Der Bundesvorstand der KAB rieft die 
Frauen und Männer in der KAB zu 
„tatbereiter Solidarität“ auf. 

Nicht erst die schrecklichen Bilder 
nach dem Abzug russischer Truppen 
aus Butscha bei Kiew haben viele Frau-
en und Männer in der KAB Deutsch-
lands ermutigt, ihre Solidarität mit 
den Menschen in der Ukraine und den 
Geflüchteten in vielen Aktionen sicht-
bar zu machen. Beim Gottesdienst des 
Besinnungstags des KAB-Kreisver-
bands Hilpoltstein im Bistum Eichstätt 

wurden 400 Euro als Kollekte für die 
Ukraine-Hilfe der Caritas gespendet. 
Die KAB Wickede im Ruhrgebiet hatte 
am Josefstag mit einer Grillaktion 
Kriegsflüchtlinge unterstützt.

In Regensburg hat die KAB St. Jo-
achim Wohnungen im Ulrichhaus für 
ukrainische Flüchtlinge hergerichtet. 
Die Vorsitzenden der KAB St. Joachim, 
Alfons Eiber und Herbert Grundmann, 
hatten gemeinsam mit anderen Ver-
einsmitgliedern so Platz für vier Fami-
lien mit bis zu 15 Personen bereitstel-
len können. „Zuvor“, so KAB-Vorsit-
zender Alfons Eiber, „waren die 
Flüchtlinge in Sammelunterkünften 
untergebracht.“ 

Kleider für Flüchtlinge, die nur das 
Nötigste und oft nur das, was sie am 
Leibe trugen, hat die KAB Lohne im 
Bistum Münster gemeinsam mit den 
Pfadfindern bereitgestellt. Mit einer 
weiteren Sammelaktion am 9. April 
soll der Erlös ebenfalls für die Ukraine-
hilfe bereitgestellt werden. Auch im 

Bistum Fulda hatte die KAB Bruchkö-
bel Anfang April mit Kleidersammlun-
gen versucht, die Not der Menschen 
in der Ukraine zu lindern.

Im Siegerland hat der KAB-Chor 
St. Sebastianus Walpersdorf im Bis-
tum Paderborn spontan mit anderen 
örtlichen Chören zu einem Benefiz-
konzert in Deuz, unter dem Motto 
„Menschen, bewahrt euch den Frie-
den“, geladen. Mit 10.000 Euro hatte 
der KAB-Bezirksverband Hagen-Iser-
lohn-Menden-Witten über seinen 
Förderverein „Ketteler-Wacht e. V. die 
Arbeit der Caritas für das ukrainische 
Kinderferiendorf „Jablunitsa“ unter-
stützt. Tausende Kinder, insbesonde-
re aus sozial schwachen Familien, 
haben dort Erholung gefunden und 
Gemeinschaft erfahren. Zurzeit dient 
das Feriendorf als Unterkunft für 
Frauen und Kinder, die vor dem Krieg 
geflüchtet sind.

An Solidaritätskundgebungen und 
Proteste gegen den Krieg beteiligte 
sich die KAB aus dem Bistum Rotten-
burg-Stuttgart in Karlsruhe.
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Nein zum Krieg in der Ukraine
Bundesweite KAB-Unterstützung von Flüchtlingsprojekten
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Erwerbsarbeit und soziale Sicherheit 
sind untrennbar. Die Delegierten 

forderten im jüngsten Bundesaus-
schuss  die Bundesregierung auf, die 
geringfügige Beschäftigung so zu re-
formieren, dass die Minijobs ab dem 
ersten verdienten Euro „voll sozialver-
sicherungspflichtig“ sind.

Im Mai-Aufruf hat sich die KAB 
Deutschlands energisch gegen die 
Anhebung der Minijob-Grenze auf 
520 Euro ausgesprochen. Gemeinsam 
mit ver.di hatte Bundesvorsitzende 
Beate Schwittay als eine der Erstun-
terzeichner*innen die Ampel-Koaliti-
on aufgefordert, die Ausweitung der 
Minijobs zu stoppen. Ansonsten wür-
den die Beschäftigungsverhältnisse im 
Niedriglohnbereich zunehmen und 
dies führe zwangsläufig zu steigender 
Armut, besonders unter Frauen. „Über 
60 Prozent der in Minijobs Beschäftig-
ten sind Frauen. Schon heute verdrän-
gen Minijobs allein in kleinen Betrie-
ben bis zu 500.000 reguläre, sozialver-
sicherungspflichtige Stellen“, so die 
Bundesvorsitzende.

„Wir fordern die Bundesregierung 
auf, dass Beschäftigungen ab dem 
ersten Euro sozialversicherungspflich-
tig sind. Die Beitragspflicht muss vom 
Arbeitgebenden vollständig über-

nommen werden“, so die KAB in ih-
rem Aufruf zum Tag der Arbeit. Die 
Anhebung des Mindestlohns auf 
12 Euro ab dem 1. Oktober könne nur 
ein erster Schritt sein. „Wir fordern ei-
nen armutsfesten Mindestlohn von 
14,09 Euro, der sich mit 60 Prozent 
des Bruttodurchschnittseinkommens 
an der EU-Armutsdefinition orien-
tiert“, so die KAB.

Versuchen der Arbeitgebenden, 
Mindestlohnregelungen auszuhebeln, 
müsse die Bundesregierung entschie-
den mit mehr Kontrollen des Zolls 
entgegentreten. 

Die Mindestlohnanhebung sei drin-
gend notwendig, da der Krieg und 
die Sanktionen die Lebenshaltungs-
kosten derzeit explodieren lassen. Ge-
meinsam mit den Gewerkschaften 
forderten viele KAB-Vertreter auf 
Mai-Kundgebungen, dass die Erhö-
hung der Rüstungsausgaben nicht zu 
Kürzungen im Bereich Bildung, Ge-
sundheit und Soziales führen dürfe. 
„In den aktuellen Krisen müssen unte-
re Einkommensgruppen bei den Ener-
giekosten entlastet werden! Auch 
dürfen die sozialpolitischen Projekte 
Bürgergeld und Kindergrundsiche-
rung sowie eine engagierte Nachhal-
tigkeitspolitik nicht der Aufrüstung 
geopfert werden!“, so die KAB.
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Minijob-Pläne stoppen
Tag der Arbeit im Zeichen des Krieges

Anzeige

Regierung muss 
auf die Teuerung 
reagieren

Die Absicht der Ampel-Koaliti-
on, die Verbesserung für Er-

werbsminderungsrenten im Be-
stand umzusetzen, muss jetzt 
schnell erfolgen, fordert die KAB 
Deutschlands gemeinsam mit 
acht weiteren Sozialverbänden. 
„Gerade aufgrund der drastisch 
steigenden Energie- und Nah-
rungsmittelpreise in den letzten 
Monaten ist eine Umsetzung 
dringend geboten“, betont Bun-
desvorsitzender Andreas Lutt-
mer-Bensmann. Rentner*innen, 
die Erwerbsminderungsrente be-
ziehen, sind aktuell armutsge-
fährdet. Die durchschnittliche Er-
werbsminderungsrente liegt bei 
nur 869 Euro vor Steuern im Mo-
nat, trotz mehrfacher Verlänge-
rungen der Zurechnungszeit in 
den vergangenen Jahren.

CETA-Urteil ist  
ein Teilerfolg

Auch nach dem Karlsruher Ur-
teil des Bundesverfassungs-

gerichts zum CETA-Abkommen 
der EU mit Kanada werden wir 
mit unseren Bündnispartnern 
prüfen, erneut Klage einzurei-
chen, erklärte Bundesvorsitzen-
der Andreas Luttmer-Bensmann 
nach der Urteilsverkündung. Die 
Richter des Zweiten Senats stell-
ten zudem fest, dass der „ge-
mischte Ausschuss“ nicht ohne 
Bundesregierung und Bundestag 
entscheiden kann. Damit ist das 
Urteil auch ein Teilerfolg für eine 
demokratische Beteiligung und 
Rückbindung an Parlamente. 
„Dennoch“, so Luttmer-Bens-
mann, „bleibe das Demokratie-
defizit des CETA-Abkommens 
weiter bestehen.“ 
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Das kirchliche Arbeitsrecht müsse 
Vorbild für die Gestaltung einer 

menschenwürdigen, fairen und ge-
rechten Arbeitswelt sein. Dies hat der 
KAB-Bundesvorstand in einem offe-
nen Brief an den Vorsitzenden der 
Deutschen Bischofskonferenz, dem 
Limburger Bischof Dr. Georg Bätzing, 
und dem Vorsitzenden der Arbeits-
gruppe Kirchliches Arbeitsrecht, dem 
Kölner Erzbischof Rainer-Maria Kardi-
nal Woelki, übergeben. „Mindestens 
auf Grundlage der drei umfassenden 
Sozialprinzipien Personalität, Solidari-
tät und Subsidiarität muss das Ar-
beitsrecht nicht nur einen hohen An-
spruch an sich selbst formulieren, son-
dern diesen auch lückenlos einlösen“, 
so der KAB-Bundesvorstand. 

Auf Augenhöhe 

Die KAB fordert ein gemeinsames 
Wirken von Dienstgebern und Dienst-
nehmern auf Augenhöhe. Der kirchli-
che Dienst muss ein 
„effektives und ein-
klagbares Gleichge-
wicht der beiden 
Seiten sicherstel-
len“, so die KAB. Die 
betriebliche Mitbe-
stimmung in katho-
lischen Einrichtun-
gen dürfe keine 
Schlechterstellung 
gegenüber dem Be-
triebsverfassungs-
gesetz sein. Im Ge-
genteil, für ihre 
Botschaft sollte die 
Kirche mit gutem 
Beispiel vorange-
hen und die Regelungen des Be-
triebsverfassungsgesetzes als „Min-
deststandard in allen kirchlichen Ein-
richtungen“ anwenden. „Ein eigenes 
kirchliches Mitbestimmungsrecht hat 
nur dann seine Berechtigung, wenn 
es ein stärkeres Mitbestimmungs-

recht darstellt als das BetrVG“, for-
dert die KAB in ihrem Schreiben an 
die Bischöfe. Darüber hinaus setzt 
sich die KAB Deutschlands dafür ein, 
dass sich sowohl die Dienstgebersei-
te als auch die Dienstnehmerseite 
stärker jeweils in Arbeitgeberverbän-
den als auch in Gewerkschaften or-
ganisieren. „Die Beschäftigtenseite 
muss zur Durchsetzung ihrer Interes-
sen ausreichend befähigt werden“, 
so die KAB. Es müssen Möglichkeiten 
eröffnet werden, „gegebenenfalls 
Arbeitskampfmaßnahmen durchzu-
führen“. 

Bundesausschuss  
mit Arbeitsgruppe

Erst jüngst hatten sich die Delegierten 
des KAB-Bundesausschusses auf An-
trag der Diözesanverbände Osna-
brück, Hildesheim und Münster für 
eine „umfassende Neufassung des 
kirchlichen Arbeitsrechtes ausgespro-

chen und die Einberufung einer 
KAB-Arbeitsgruppe gefordert. Ziel 
war es auch, die sogenannten Loyali-
tätspflichten und das Streichen ar-
beitsrechtlicher Sanktionen aufgrund 
queerer Lebensentwürfe einzufor-
dern.
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Kirche muss Vorbild sein
Offener Brief der KAB an Deutsche Bischofskonferenz

G7-Gipfel: Sozial 
und nachhaltige 
Lieferketten 
Die Bundesregierung muss die 

G7-Präsidentschaft für ein 
nachhaltiges und soziales Liefer-
kettengesetz auf europäischer 
und internationaler Ebene nut-
zen.  

Deutschland müsse die G7-Präsi-
dentschaft nutzen, um beim in-
ternationalen Schutz von Arbei-
ter*innen Vorreiter zu sein. Das 
deutsche Lieferkettengesetz rei-
che nicht aus, um Arbeitnehmen-
de zu schützen. 
Soziale und ökologische Unter-
nehmensverantwortung müsse 
für alle Bereiche der Produk-
tions-, Liefer- und Vermarktungs-
ketten gesetzlich geregelt wer-
den. Eirich verweist auf die Initia-
tive Lieferkettengesetz, wo KAB 
und Verbände unter dem Motto 
„Yes EU Can“ in einer Petition 
Bundeskanzler Olaf Scholz aufru-
fen, sich für ein wirksameres 
EU-Lieferkettengesetz einzuset-
zen. Die EU-Kommission hatte im 
Februar einen Entwurf für ein 
EU-Lieferkettengesetz vorge-
legt, der zwar über das deutsche 
Gesetz hinausgeht, aber den-
noch viele Schlupflöcher enthält, 
wie zahlreiche zivilgesellschaftli-
che Organisationen aus Deutsch-
land und Europa kritisierten.
Die KAB ruft dazu auf, die Petiti-
on zu unterstützten, um den 
Druck auf die Politik zu verstär-
ken.

   www.lieferkettengesetz.de

Brachten den Stein ins Rollen. Vertreter*innen von 
„#Outinchurch“ übergeben dem Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz ihre Forderungen.
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Mit dem gemeinsamen Seminar der deutschsprachigen KAB-Bewe-
gungen ist der Startschuss für das KompetenzZentrum „Interna- 
tionale Bildung“ der KAB Deutschlands gefallen. Ursprünglich 
geplant als große Konferenz im Halterner KönzgenHaus kamen die 
internationalen Teilnehmenden aufgrund der aktuellen Situation 
für die zukunftsweisende Veranstaltung nun digital zusammen. 
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Wertvoll arbeiten in Europa
Prekäre Arbeit – Europäisches Seminar im KönzgenHaus 

Arbeitsexperte Prof. Dr. Werner Nienhüser referierte 
über prekäre Arbeit in Europa.

Anzeige

Zwei Tage lang haben sich die 45 
Teilnehmenden des Europäischen 

Seminars mit dem Thema prekäre Ar-
beit in Europa auseinandergesetzt. 
Neben dem Austausch bisher ge-
machter Erfahrungen und dem „Reali-
tätscheck“ durch Expert*innen aus 
KAB, KVW (Italien, Südtirol) und CAJ 
sorgten Prof. Dr. Werner Nienhüser als 
Arbeits- und Organisationsexperte 
sowie die evangelische Sozialethikerin 
PD Dr. Sabine Plonz für die wissen-
schaftliche Expertise. 

Corona-Pandemie als Verstärker 

Die zentrale Frage, ob sich das Thema 
der prekären Arbeit während der 
Pandemie weiter verschärft hat, muss-
ten die Teilnehmenden leider eindeu-
tig bejahen. Insbesondere diejenigen, 
die schon vorher am unteren Ende 
verdient haben, waren mit Ausbruch 
des Coronavirus die besonders Leid- 
tragenden, die kaum vor einer mög- 
lichen Ansteckung geschützt wur-
den. Darüber hinaus haben die Zu-
kunftsängste vor allem auch in den 
Branchen mit prekären Arbeitsver-
hältnissen weiter zugenommen. 

Empowerment 
durch Gewerkschaften 

„So muss beispielsweise die vorwie-
gend weibliche Gruppe der 24-Stun-
den-Betreuungskräfte in allen be-
trachteten Ländern unter besonders 
prekären und teilweise fast 
sklavenähnlichen Bedingungen arbei-
ten“, erklärt Christoph Holbein- 

Munske, pädagogischer Mitarbeiter 
im KönzgenHaus und Tagungs-Mode-
rator. „Der Pflegenotstand wird quasi 
auf ihrem Rücken ausgetragen. Hier 
sind wir als KAB gefragt: Durch ge-
zieltes Empowerment müssen wir da-
für sorgen, dass sich daran etwas än-
dert!“ Dafür brauche es zwingend die 
Macht von Arbeitnehmenden und 
Gewerkschaften, forderte Arbeitsex-
perte Werner Nienhüser in seinem 
Vortrag. Und auch Sozialethikerin Sa-
bine Plons machte ihre Forderung für 
diese Branche ganz deutlich: „Keine 
Gewinne in der Pflege!“  Für die 
zweitägige Veranstaltung zieht Könz-

genHaus-Geschäftsführer Norbert 
Jansen ein positives Fazit: „Wir haben 
noch einmal mehr als deutlich ge-
macht, dass das Thema der prekären 
Arbeit gerade in und nach der Coro-
na-Pandemie wichtiger denn je ist. 
Der Themenschwerpunkt „Men-
schenwürdig statt prekär“, den die 

KAB Deutschlands ganz ak-
tuell gesetzt hat, kommt 
genau zur rechten Zeit!“

 

Europaweites Netzwerk 

„Menschenunwürdige und 
prekäre Arbeit ist europa-
weit ein wichtiges Thema“, 
bekräftigt auch Holbein- 
Munske. Umso wichtiger 
sei es, dass sich die europäi-
schen KAB-Bewegungen 
diesbezüglich weiter ver-
netzen und koordinieren, 
um es gemeinsam weiter in 
den öffentlichen Fokus zu 

rücken und Verbesserungen zu errei-
chen. „Bei unserer Veranstaltung sind 
bereits sehr gute und konkrete Ideen 
für den weiteren gemeinsamen Aus-
tausch entstanden, insbesondere in 
Bezug auf die Organisierung der 
24-Stunden-Betreuungskräfte oder 
auch auf das bedingungslose Grund-
einkommen.“ Man werde die ge-
meinsamen Überlegungen auf jeden 
Fall weiter intensivieren. Und auch 
für ein anknüpfendes Europa-Semi-
nar im kommenden Jahr gibt es schon 
konkrete Pläne; dieses soll dann vor-
aussichtlich in Südtirol stattfinden. 	
� Könzgenhaus
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Europas Autobahnen. Die längste 
Europastraße mit über 8700 Kilo-

metern ist die Europastraße 40 (E40). 
Sie führt von Westen nach Osten 
durch zehn Länder von Calais in 
Frankreich quer durch die Uk-
raine bis nach Ridder in Ka-
sachstan: Sie verbindet Europa 
mit Asien. Nicht nur die unter-
schiedlichsten Waren, sondern 
auch unzählige Menschen aus 
verschiedenen Ländern sind 
auf der E40 unterwegs. 

Für viele ist der graue As-
phalt zum täglichen Zuhause 
geworden, weil seit Jahrzehn-
ten das Lager für die Logistik 
internationaler Lieferketten auf die 
Straße verlegt wurde, Bahnstrecken 
abgebaut wurden. Unternehmen spa-
ren dank des Just-in-Time-Prinzips im-
mense Lagerkosten. Die letzten vier 

CSU-Bundesverkehrs-
minister haben das 

deutsche Autobahnnetz 
überlastet. Das asphal-

tierte Verkehrsnetz platzt 
seit Jahren an vielen Stel-

len aus den Nähten, ins-
besondere auch an Rast-
stätten. Die öffentliche 
Hand finanziert den Aus-

bau der Infrastruktur mit 
Steuergeldern. Und kommt 
trotzdem kaum damit hin-
terher. Zwischen 1990 und 
2018 stieg der Straßengü-

terverkehr von 170 Milliar-
den Tonnenkilometer auf 500 

Milliarden im Jahr 2018. Tendenz 
steigend. Und besonders der Anstieg 
ausländischer Lkw explodierte im 
gleichen Zeitraum von 39 Milliarden 
auf 205 Milliarden Tonnenkilometer.

Risiko tragen die Fahrer

Die Leidtragenden sind die Beschäf-
tigten im Transportgewerbe. Wer den 
Beruf des Fernfahrers ausübt, ist häu-
fig monatelang von der Familie ge-
trennt. Jenseits der Community ver-
bringen sie unbeachtet und isoliert 
ihren Alltag am Steuer des Lkw und 
auf den Raststätten. Dort schlägt man 
die Zeit zwischen den erlaubten 
Fahrtstunden tot, ohne viel Geld in 
der Tasche.

Denn das ist eine weitere harte Sei-
te am Job des Fernfahrers: Die Bran-
che missachtet europaweit die gesetz-
lichen Vorgaben rund um Entlohnung 
und soziale Absicherung. Sie rekrutiert 
ihr Personal vorwiegend aus osteuro-
päischen Ländern und bezahlt sie wi-
derrechtlich nicht nach hiesigem Min-
destlohn, sondern nach dem des Her-

Mobilität an der Grenze
KAB-Kreuzweg an der längsten Straße Europas
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Mit kleinen Ostergeschenken wurde der Kontakt zu den Lkw-Fahrern aufgebaut.

kunftslandes. Hinzu kommen un- 
durchsichtige Arbeitsverträge als Sub-
unternehmer mit Werksverträgen für 
die Speditionsunternehmen. Oft grün-
det ein europäisches Logistikunter-
nehmen eine Briefkastenfirma in Ost-
europa und heuern dort Lkw-Fahrer 
an. Der Anspruch auf westeuropäi-
sche Mindestlöhne bei der Durchfahrt 
wird meist nicht eingeklagt, weil sie 
ihre Rechtslage nicht kennen, so Sza-
bolcs Sepsi vom Projekt „Faire Mobili-
tät“. Zugleich sind Lieferpläne so ge-
staltet, dass die Fahrer die Schutzvor-
schriften unterlaufen müssen. Auch 
ansonsten werden gute Regelungen 
umschifft, Wagnisse und Risiken auf 
die Beschäftigten abgewälzt. Krank-
heit und Unfall gehören dazu, die Ar-
beitgebenden verweigern Lohnfort-
zahlung oder sie erwarten Lohnabzü-
ge. Die Spesenvergütung läuft oft 
unter dem Radar von Finanzamt und 
Sozialversicherung.

Hingehen, wo die Menschen sind

Die KAB im Bistum Aachen möchte 
diese prekären Arbeits- und Lebens-
verhältnisse an die Öffentlichkeit zer-
ren. Sie will die Missstände als das 
brandmarken, was sie sind: unmensch-
lich und ungesetzlich. Dass der deut-
sche Staat im Vergleich zu anderen 

europäischen Ländern lax in den Kon-
trollen ist, hält der katholische Sozial-
verband für einen Skandal. Unser 
Wohlstand fußt auf der Ausbeutung 
dieser Menschen. „In den letzten Jah-
ren hatten wir in der KAB regelmäßig 
die Situation osteuropäischer Wan-
derarbeiter*innen im Blick. Bei der 
diesjährigen Vorbereitung haben wir 

entschieden, die Kreise zu weiten und 
die Menschen im europäischen Spedi-
tionswesen in den Blick zu nehmen. 
Also machen wir den Kreuzweg dort, 
wo wir diese Menschen treffen“, 
erzählt KAB-Diözesanvorsitzender 
Andris Gulbins im Vorfeld des Kreuz-
wegs der Arbeit.  

Dieser findet in diesem Jahr auf der 
Raststätte Aachener-Land Nord an 
der Europastraße 40 statt, wo die 
Lastwagen aus dem Osten voll bela-
den mit Gütern in Richtung Westen 
unterwegs sind. KAB-Mitglieder zei-
gen mit Bündnispartnern aus Kirche 
und Gewerkschaften, dass ihnen das 
harte Leben der Fernfahrer nicht egal 
ist. Sie gehen von Lkw zu Lkw, klop-
fen an die Kabinentüren, suchen das 
Gespräch. Hilfreich: die Sprachkennt-
nisse, die einige Mitstreiter*innen von 
KAB und der DGB-Initiative Faire Mo-
bilität mitbringen.

Prekäre Arbeit zum Überleben

Die Reaktionen am Rastplatz Aache-
ner Land auf die Aktion sind trotz des 
regnerischen Wetters positiv. Die 
meisten Fahrer reagieren offen, sie 
freuen sich über die unerwartete Be-
gegnung an ihrem einsamen Warte-
platz und fühlen ihre Situation wahr- 
und sich selbst ernstgenommen. Frei-

mütig erzählen sie von ihrer familiären 
Situation zu Hause. Sie wissen zwar 
genau, dass sie laut Gesetz schlecht 
bezahlt sind, aber sie und ihre Famili-
en sind auf dieses Geld angewiesen. 
Deshalb wehren sie sich nicht gegen 
ihre Arbeitgebenden und suchen we-
der Beratung noch Beistand auf.

Die Fernfahrer selbst sind eine ei-
gene Community. Sie sind in ihrem 
Fahrerhaus unterwegs in einer gut 
vernetzten Welt, getragen von viel 
Austausch und auch Solidarität. 

Doch Sonnenschein mag nicht nur 
bei diesem Regenwetter nicht auf-
kommen. Den Teilnehmer*innen des 
KAB-Kreuzwegs der Arbeit berichten 
die Fahrer, dass diese starke Verbun-
denheit allmählich Risse erhält. Der 
zeitliche sowie der wirtschaftliche 
und auch politische Druck nehmen 
zu. Nicht so stark in Deutschland, aber 
zum Beispiel in Polen, wo aufgrund 
des Krieges in der Ukraine besonders 
russische Fahrer bereits Beleidigun-
gen und Bedrohungen erfahren. Ein 
neues, riesiges Thema, das sich neben 
der ohnehin prekären Situation der 
Fernfahrer und den gestiegenen Die-
sel- und Kraftstoffpreisen gerade 
auftut, da der Großteil der Trucker 
aus den osteuropäischen Ländern 
stammt.�

� Thomas Hohenschue

Volle Rastplätze.� Fotos: Hohenschue
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DV MÜNSTER

Weibliche Präses
„Im Sendegebiet des Westdeutschen Rundfunks 
kennen viele ihre Stimme. Die Nottulner Pastoral-
referentin Manuela Bans spricht seit gut acht Jah-
ren regelmäßig „Das geistliche Wort“ im WDR. 
Von „Kirche im WDR“ wechselt Bans nun zu „Kir-
che in der Arbeitswelt“ der KAB. Ab 1. Oktober 
ist die 48-jährige Religionspädagogin als geistli-
che Verbandsleitung im KAB-Diözesanverband 
Münster aktiv. Bans hat einen Abschluss zur geist-
lichen Begleitung 2011 absolviert und wird mit 
einer 60-Prozent-Stelle Diözesanpräses Michael 
Prinz zusammenarbeiten. „Ich freu mich auf die 
gemeinsame Arbeit und die explizit christlich-po-
litische Perspektive der KAB“, sagte Bans der Zei-
tung „Kirche und Leben“ und betonte nach ihrer 
Wahl: „Wie Sie Demokratie im Verband leben, ist 
in meinen Augen vorbildlich für die ganze Kirche.“ 
Gemeinsam mit Elisabeth Hönig, Sigrid Audick 
und Wolfgang Kollek komplettieren die beiden 
geistlichen Leiter die Diözesanspitze.

Die Leitung wird weiblicher. Michaela Bans wurde zur neuen geistlichen 
Leitung im DV Münster gewählt.� Foto: Werner Rieke

BU 1

DV ROTTENBURG-STUTTGART 

Einsatz bei Tarifverhandlungen
Beim Kampf über Tariferhöhungen 
bei den kommunalen Erzieher*in-
nen und Sozialarbeiter*innen hat 
der KAB-Diözesanverband Rotten-
burg-Stuttgart seine Solidarität öf-
fentlich bekundet. KAB-Geschäfts-
führerin Svenja Gruß unterstützte 
die Beschäftigten, die im Vorfeld 
der nächsten Tarifrunde in der 
Stuttgarter Innenstadt gemeinsam 
mit ver.di für bessere Löhne und Ar-
beitsbedingungen demonstrierten.

Denn die erzielten Abschlüsse für 
Erzieher*innen und Sozialarbei-
ter*innen im öffentlichen Dienst 
beträfen auch die kirchlichen Mit-
arbeiter*innen in der Caritas. „Die 
Abschlüsse werden meistens über-
nommen, daher wollen wir unsere 
Unterstützung anbieten“, so Gruß.

Die KAB unterstützt den Arbeitskampf der Sozialarbeiter*innen und Erzieher*innen. 
� Foto: ver.di



02 I 2022	 KAB BEWEGT DIÖZESANVERBÄNDE� 19

DV ESSEN 

Wieder auf der Halde
Nach zwei Jahren fand der traditionelle Karfreitag-Kreuzweg wieder auf der 
knapp 160 Meter hohen Halde Haniel in Bottrop statt. An dem Kreuzweg, der 
von der KAB im Bistum Essen, der RAG Stiftung und dem Verein Karfreitags-
kreuzweg veranstaltet wird, nahmen über Tausend Menschen teil, nachdem 
aufgrund der Corona-Pandemie die traditionelle Wallfahrt zweimal abgesagt 
wurde. Bischof Overbeck stellte sich in seiner Predigt gegen die Vereinnah-
mung des Christentums durch die russische Führung für den Angriffskrieg auf 
die Ukraine. Er sehe in Russland eine „gefährliche Form der Verbindung von 
christlicher Orthodoxie und politischem Nationalismus, die Hand in Hand mit-
einander gehen. Wäre der russische Präsident von der christlichen Botschaft 
überzeugt, würde er keinen völkerrechtswidrigen Angriffskrieg führen“, so 
der Essener Bischof.

Nach zwei Jahren wieder auf der Halde. Teilnehmer*innen des Karfreitag-Kreuzweges in 
Bottrop. � Foto: Rabbe

KAB REGENSBURG 

Goldene 
Abrissbirne 
verliehen

Die KAB Regensburg hat als Mit-
glied der Aktionsgruppe „Schluss 
mit Kliniksterben in Bayern“ ge-
meinsam mit dem Bündnis „Klinik-
rettung“ die „Goldene Abriss- 
birne“ an den Baden-Württem- 
bergischen Gesundheitsminister 
Manfred Laucha vergeben. Der 
Schmähpreis, der am Weltgesund-
heitstag verliehen wurde, ging an 
den Politiker von Bündnis 90/Die 
Grünen, weil während seiner 
Amtszeit seit 2016 laut Laudatio 
26 Kliniken und Krankenhäuser 
schließen mussten; oft gegen den 
Protest von Gewerkschaften, Ärz-
tinnen, Ärzten und Bürgermeis-
ter*innen. Im Rahmen der Kampag- 
ne „Klinikrettung im ländlichen 
Raum“ hatte sich der Pflegebeauf-
tragte der bayerischen Staatsregie-
rung, Prof. Dr. Peter Bauer, bei ei-
nem Fachgespräch der KAB geäu-
ßert. Er erklärte ein klares Nein zur 
Bertelsmannstudie, die eine massi-
ve Schließung von Krankenhäusern 
vorsieht. Von ehemals 1400 Kran-
kenhäusern sollen 680 übrig blei-
ben, erklärt KAB-Diözesansekretär 
Markus Nickl.

DV AACHEN 

Kein gutes Lieferkettengesetz
Der Arbeitskreis Madagaskar der 
KAB-Diözese Aachen hat das deutsche 
Lieferkettengesetz als nicht ausrei-
chend bewertet. In einem Vergleich 
zwischen dem verabschiedeten deut-
schen und dem geplanten europäi-
schen Lieferkettengesetz kommt der 

Arbeitskreis zu dem Schluss, dass der 
europäische Entwurf „deutlich weiter 
und umfassender die gesamte Wert-
schöpfungskette“ behandelt und so 
mehr Schutz vor Ausbeutung in den 
Ländern des Südens bietet. Betroffene 
können bei Verstößen die Haftungsre-

geln vor europäischen Gerichten ein-
klagen. Auch Bundespräses Stefan Ei-
rich hatte im Vorfeld des G7-Gipfels 
dazu aufgerufen, sich für ein soziales 
und nachhaltiges Lieferkettengesetz in 
Europa und auf der Ebene der G7-Staa-
ten starkzumachen.
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Kettelers Kirche ohne KAB

BECKUM. Mitte März hat sich die KAB St. Paulus in Be-
ckum aufgelöst. Damit verschwindet ein KAB-Verein in 
einer Gemeinde, die einst der Gründer der KAB, Wil-
helm-Emmanuel von Ketteler als Kaplan von 1844 bis 
1846 betreut hatte. Im Jahr 1888 hatte sich der erste 
KAB-Verein in Beckum gegründet. Ein halbes Jahr nach 
der Gründung zählte die KAB bereits 250 Mitglieder, An-
fang des 19. Jahrhunderts wuchs die Zahl der Mitglieder 
auf 700 an. Heute, 134 Jahre später, waren laut KAB-Prä-
ses Ulrich Hellweg noch „vierzig Mitglieder im zumeist 
weit fortgeschrittenen Alter“ in der KAB. Die Auflösung 
musste verschoben werden, da zur Jahreshauptver-
sammlung am 5. März die erforderliche Mindestzahl von 
zwei Drittel der Mitglieder nicht anwesend war. Für Mit-
glieder besteht die Möglichkeit, sich dem Bezirksver-
band oder KAB-Nachbarvereinen anzuschließen.

Hilfe für Berufseinsteiger

ROSENHEIM. Mit einem Firmpatenprojekt unterstützt der 
KAB-Kreisverband Rosenheim Firmlinge auf ihrem Weg ins 
Berufsleben. „Die Firmlinge mit vierzehn Jahren sind genau 
in dem Alter, wo man beginnt, sich über Zukunft und Be-
rufswahl auseinanderzusetzen“, meint KAB-Kreisvorsitzen-
der Alfred Hirschler. Ende März informierte die KAB bereits 
zum neunten Mal Firmlinge und ihre Pat*innen mit einem 
Faltblatt über Berufswahl und spätere Stellensuche. Die 
Pat*innen könnten so zu Pat*innen werden, die bei der 
Vermittlung in die Arbeitswelt helfen. In diesem Jahr hatte 
die KAB rund 2000 Flyer an die rund 2000 Firmlinge im 
Kreis gegeben.

Jubiläum: Kirche der Armen

MÖNCHENGLADBACH.  Sie ist in der Region bekannt als 
„Kirche der Armen“, die an der Seite der Arbeiter*innen 
in prekären Beschäftigungen, der Wanderarbeiter*innen 
oder der Arbeitslosen steht: Die 125 Jahre alte 
Brandts-Kapelle, die vom 2015 verstorbenen Arbeiter-
priester Eddi Erlemann und dem Mönchengladbacher 
Volksverein zum „Treffpunkt am Kapellchen“ (TaK) um-
gewandelt wurde, steht nun genau 15 Jahre im Dienst 
der Solidarität, Mitmenschlichkeit sowie Gerechtigkeit 
und  Nachhaltigkeit. Der Volksverein hat aus diesem An-
lass eine Broschüre erstellt, die an die Erbauung und die 
Neugestaltung der „Kirche der Armen“ erinnert. Heraus-
geber sind die KAB-Mitglieder Johannes Eschweiler und 
Norbert Jers.

Sozialtage mit
Verfassungsgerichtspräsident

MANNHEIM. An den dies-
jährigen Kurpfälzer Sozial-
tagen wird auch der Präsi-
dent des Bundesverfas-
sungsgerichtes, Prof. Dr. 
Stephan Harbarth, zusam-
men mit Erzbischof Stephan 
Burger teilnehmen. Die 
Kurpfälzer Sozialtage fin-
den, nachdem sie 2020 auf 
Grund der Corona-Pande-
mie ausgefallen sind, in die-
sem Jahr zum zehnten Mal 
statt. Der Auftakt findet 
am 8. November statt. Prof. Dr. Stephan Harbarth

Sonntagsverkauf gestoppt

WEILBURG/KASSEL. Die KAB im Bistum Limburg hat ge-
meinsam mit der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
Ende April einen verkaufsoffenen Sonntag gekippt. Mit 
einer Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof beka-
men die Arbeitnehmenden Recht, nachdem das Verwal-
tungsgericht Wiesbaden zuvor den Eilantrag abgelehnt 
hatte. Diözesansekretär Martin Mohr erklärt, dass Städ-
te und Kommunen stärker die Gesetze zum Sonntag-
schutz umsetzen müssen, statt den Schutz auszuhöhlen. 

Osterhase für Brummifahrer
NEUWIED. Gemeinsam mit ver.di versüßte die KAB Neu-
wied das Osterwochenende von Brummifahrern. Diakon 
Michael Hommer hatte mit den Bündnis „Betriebsseel-
sorge on tour“ auf dem Autohof der A 61 auf die deso-
late Situation und unmenschlichen Arbeitsbedingungen 
von Fernfahrern aufmerksam gemacht. Immer häufiger 
werde aufgrund des Drucks der Unternehmer die ge-
setzlichen Ruhezeiten der meist osteuropäischen Fahrer 
nicht eingehalten, da Kontrollen fehlten.

Immer schnell und umfassend 
informiert!

www.kab.de
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Kämpferin für Parität

Paritätische Mitwirkung der Frauen 
in Betrieb und Gesellschaft war für 
Marianne Kleisinger eine Grund-
motivation für ihr Engagement in 
der KAB. Als Fabrikarbeiterin lernte 
sie die CAJ kennen. In der berufli-
chen Aus- und Weiterbildung der 
Frauen sah sie eine wesentliche 
Grundlage für eine gleichberech-
tigte Beteiligung, auch für sich: sie 
studierte Sozialarbeit. Die Förde-
rung der alleinerziehenden Frauen 
führte sie zur KAB Bamberg als Di-
özesansekretärin, ab 1979 als stell-
vertretende Verbandsvorsitzende 
der KAB Süddeutschlands. Bildung 
und Vernetzung der Frauen, ver-
bandsübergreifend im Landesfrau-
enrat in Bayern, führte sie zu gesell-
schaftlichen Veränderungen. Die 
Forderungen „Rente für Mütter“ 
und der verbandliche Widerstand 
gegen geringfügige Beschäftigun-
gen von Frauen wurden wesentlich 
von Marianne Kleisinger geprägt. 
Die KAB-Frauenkämpferin starb 
am 22. März im Alter von 85 Jah-
ren.

Heiliger Zorn

Ungerechtigkeit ent-
fachte bei Norbert 
Reith von der KAB 
Sarstedt schon mal 
der „Heilige Zorn“.  
Das Ur-Gestein der 
KAB im Bistum Hil-
desheim war uner-
müdlich, wenn es um 
Benachteiligte ging. 
„Wir müssen auf die 
Straße!“, so Reith.
Das machte der Sarstedter immer 
wieder, ob gegen Handelsabkom-
men oder Konzerne. Norbert Reith 
starb im Alter von 84 Jahren. „Wir 
werden ihn vermissen“, erklärte Di-
özesanvorsitzende Silvia Scharfen-
berg. 
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Alois Nock verabschiedete sich Ende März 
in den Ruhestand.� Foto: KAB

Alois Nock im Ruhestand

WALDMÜNCHEN. Seit 1991 leitete 
Alois Nock die Jugendbildungsstätte 
Waldmünchen. Anfang April ging 
Nock mit 65 Jahren in den Ruhe-
stand. In seiner Zeit als Leiter und 
Geschäftsführer der KAB-/CAJ-Bil-
dungseinrichtung wuchsen nicht An-
gebot und Programme, auch die 
Zahl der Mitarbeiter*innen erwei-
terte sich auf 70.
 
Die Bedeutung der Jugendbildungs-
stätte wuchs so über den oberpfälzi-
schen Landkreis Cham hinaus und ist 
seit knapp zehn Jahren eine aner-
kannte bayerische Umweltstation. 
Nachfolger von Alois Nock ist Johan-
nes Himmelhuber.

Spielen nach Corona

DÜSSELDORF. „Verwandte und ande-
re Nachbarn“. So lautet das Lustspiel, 
dass die KAB im Düsseldorfer Stadt-
teil Heerdt schon vor zwei Jahren auf 
die Bühne bringen wollte. Jetzt ist 
den Mitgliedern der KAB-Komödien-
bühne ein Stein vom Herzen gefallen. 
Im März und April konnte die KAB-Lai-
enschauspieltruppe endlich wieder 
Theaterluft schnuppern und die Ko-
mödie auf die Theaterbühne bringen. 

„Die erste Probe war ein Traum. Ich 
hatte das Gefühl, dass endlich wieder 
Normalität in meinem Leben ist“, er-
zählt KAB-Mitglied Brigitte Mockel. 
Dabei war der Wiedereinstieg trotz 
der Freude gar nicht so leicht. Trotz 
langer Proben mit ihrem Mann, war 
die Rückkehr in den Text schwerer ge-
wesen. Vor zwei Jahren musste kurz 
vor der Generalprobe die Aufführung 
abgesagt werden. 

KAB endlich wieder auf der Bühne nach Corona.� Foto: privat

Norbert 
Reith
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In Krisenzeiten sind 
Jugendliche beson-

ders schnell von Ar-
beitslosigkeit betrof-
fen“, erklärte die 
S&D-Europaabgeord-
nete Gabriele Bischoff 
im Rahmen des 

10. Europagesprächs , das von der Europa Union Köln, dem 
Katholischen Bildungswerk Köln sowie dem KAB Stadtver-
band Köln und der KAB-Stiftung ZASS organisiert wird.  
Insgesamt sei die Jugendarbeitslosigkeit in allen EU-Län-
dern seit zehn Jahren kontinuierlich zurückgegangen. Der 
Krisenmodus habe sich, so Bischoff, bereits in der Finanzkri-
se und auch jetzt mit der Corona-Pandemie besonders 
in Ländern wie Griechenland oder Spanien gezeigt, wo 
Jugendarbeitslosigkeit stets ein höheres Niveau habe. 
Der EVP-Europaabgeordnete Dennis Radtke sieht gerade 
in diesen Ländern einen politischen 
Sprengstoff für die Demokratie, da vie-
len Jugendlichen eine Perspektive feh-
le. In der Finanzkrise hatte Europa zwar 
mit Finanzprogrammen reagiert, aber 
ohne nachhaltige Veränderung für die 
stark betroffenen Länder. 

Phedon Codjambopoulo, Präsident 
der Deutsch-Hellenischen Wirtschafts-
vereinigung, sieht gerade für Länder 
wie Griechenland ein Abwanderungs-
problem. „Viele junge und gut ausge-
bildete Menschen verlassen ihr Land 

und gleichzeitig leben 41 Prozent der jungen Menschen 
zwischen 18 und 31 Jahren noch bei den Eltern, weil ihre 
prekäre Situation nicht für ein eigenes Auskommen reiche. 
Gabriele Bischoff erinnerte an eine Aussage des damaligen 
portugiesischen Präsidenten Cavaco Silva, der den arbeits-
losen Jugendlichen seines Landes riet: „Geht doch nach Eu-
ropa und kommt zurück, wenn es Portugal besser geht!“ 
Die S&D-Abgeordnete fordert, dass der Weg der jungen 
Menschen nach Europa erleichtert werden müsse, dennoch 
müssen die strukturellen Ursachen der Jugendarbeitslosig-
keit in den einzelnen Ländern angegangen werden. „Euro-
pa dürfe nicht erst einspringen, wenn es brennt, sondern 
alle EU-Programme müssten einem Jugend-Check unterzo-
gen werden, der die Auswirkungen für junge Menschen in 
den Blick nimmt.“ Bischoff forderte im Interview mit 
KAB-Online, das Wahlalter in der Europäischen Union auf 
16 Jahre herabzusenken, um die Stimme der Jugend in Eu-
ropa hörbarer zu machen.� (siehe auch: www.kab.de)
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S&D-Abgeordnete Gabriele Bischof.

Anzeige

10. Europagespräch zur Jugendarbeitslosigkeit in Europa.� Fotos: Rabbe

Jugend von Krisen betroffen
10. Europagespräch im Kölner DOMFORUM
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Christinnen und Christen müssen 
sich, ob sie es wollen oder nicht, 

mit dem bedingungslosen Grundein-
kommen und seinem Menschenbild 
auseinandersetzen!“ Dieses Men-
schenbild, das bedingungslos von 
Gott angenommen wird, so der Di-
rektor der Katholischen Sozialakade-
mie Österreichs, Dr. Markus Schlagnit-
weit, sei eng mit den Prinzipien der 
Katholischen Soziallehre verbunden. 

Bei seinem Vortrag in der Kölner 
Karl-Rahner-Akademie ging der Theo-
loge und Sozialwissenschaftler beson-
ders auf die jüngsten Vorstöße von 
Papst Franziskus zum Grundeinkom-
men ein. So habe Franziskus am Oster-
sonntag vor zwei Jahren im Zuge der 
Corona-Pandemie in einem Brief an 
die Volksbewegungen Lateinamerikas 
nicht nur die oft verborgene und in-
formelle Arbeit gewürdigt, sondern 
auch die Möglichkeit und Chance ei-
nes Grundeinkommens für arbeitende 
Menschen in prekären Situationen 
aufgezeigt. „Diese Forderung“, so 
Schlagnitweit, „gehe über die Zeit der 
Pandemie-Krise hinaus.“ Das Grund-
einkommen ist für Papst Franziskus 
eng mit der Menschenwürde in der 
Arbeitswelt verknüpft. Arbeitsbedin-
gungen, die sie in Armut halten, könn-
ten so abgelehnt werden. Nicht zu-
letzt, so der Theologe, befreie ein 
bedingungsloses Grundeinkommen 
(BGE) alle Menschen dazu, das Verdie-
nen des Lebensunterhaltes und den 
Einsatz für die Gemeinschaft mitei- 
nander zu verknüpfen. Arbeit sei dem 
biblischen Menschenbild nach konsti-
tutiv für die Entfaltung der menschli-
chen Person. Für Franziskus gehe da-
her die menschliche Arbeit über den 
eingrenzenden Begriff der Erwerbsar-
beit weit hinaus.

Schlagnitweit will Einwände, aus-
gehend von den Prinzipien der Sozial-
lehre, von Grundeinkommens-Kriti-
kern nicht gelten lassen. „Subsidiarität 
allein mit Eigenverantwortung gleich-

zusetzen, sei nicht richtig. Vielmehr 
müsse die größere gesellschaftliche 
Einheit dafür sorgen, dass die indivi-
duellen Voraussetzungen zur Teilhabe 
und Selbstverwirklichung im Sinne 
des göttlichen Schöpfungsauftrages 
erfüllt werden.“

Grundeinkommen für Kinder

In der Diskussion der Veranstaltung, die 
von der KAB, dem BDKJ, der Christli-
chen ArbeiterInnen-Jugend (CAJ) und 
dem Netzwerk Grundeinkommen or-
ganisiert wurde, wurde auf Möglichkei-
ten und Schwierigkeiten einer Umset-
zung des bedingungslosen Grundein-
kommens eingegangen. So beinhalte 

die individuelle Gestaltungsfreiheit, 
die durch ein Grundeinkommen gege-
ben ist, auch Angst vor Freiheit und 
Veränderung. Einig waren sich die Teil-
nehmer*innen, dass das Grundein-
kommen alle Probleme wie Klimawan-
del, soziale Ungleichheit oder Arbeits-
losigkeit beseitigen kann. Roland 
Blaschke vom Netzwerk Grundein-
kommen rief die gut 25 Teilnehmer*in-
nen auf, die Europäische Bürgerinitiati-
ve (EBI) Grundeinkommen zu unter-
stützen. Als einen ersten realistisch 
umsetzbaren und wichtigen Schritt 
bezeichnete Bundespräses Stefan Ei-
rich die Kindergrundsicherung, die die 
Ampel-Koalition jetzt aufgenommen 
hat.
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Biblisches Menschenbild 
und Grundeinkommen

Grundeinkommen und Soziallehre. Bundespräses Stefan Eirich forderte ein Kindergrund-
einkommen als einen wichtigen ersten Schritt.� Foto: Rabbe

Anzeige
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Die K-Frage in der KAB
Präsideskonferenz in Köln will neue Maßstäbe setzen

Die Diözesanpräsides der Katholi-
schen Arbeitnehmer-Bewegung 

gingen bei ihrem ersten Treffen nach 
zwei Jahren mit digitalen Konferen-
zen gleich doppelt ans Einge-
machte.  Auf der Tagesord-
nung stand zum einen die 
Öffnung des geistlichen Am-
tes im Verband für Laien und 
Frauen. Zum anderen befass-
ten sich die geistlichen Vor-
stände mit dem „Katholisch-
sein der KAB“ in einer Kirche, 
deren Glaubwürdigkeit bis 
tief in den Verband hinein er-
schüttert ist.

 Laien gleichberechtigt

Bei der „K-Frage“ der KAB ging es 
den Teilnehmer*innen um die Frage: 
Wie kann heute das Katholischsein in 
der KAB Deutschlands plausible Ant-
worten auf die Herausforderungen 
in Kirche, Wirtschaft und Gesellschaft 
geben? Orientierung gibt dabei, so 
die einhellige Meinung, das Men-
schenbild der Katholischen Sozialleh-
re und deren Konkretisierung in En-

zykliken wie Laudato si’ oder Evanglii 
gaudium. Die Konferenz setzte sich 
kritisch mit der starken Fixierung 
kirchlicher Reformdebatten auf Fra-

gen von Macht und Amt auseinan-
der. Im Gegensatz zum nach wie vor 
hierarchisch geprägten Erscheinungs-
bild der Kirche in Deutschland böte 
die KAB mit ihrem auf der Gleichbe-
rechtigung von Klerikern und Laien 
basierenden Leitungsverständnis ein 
gesellschaftlich glaubwürdiges Zu-
kunftsmodell. Teil des kirchlichen 
Selbstverständnisses der KAB müsse 
aber primär ein Hinhören auf die so-

zialen und existenziellen Nöte der 
Gesellschaft sein. Die Teilnehmer*in-
nen bekräftigten den Anspruch des 
Verbands auf eine Vermittlerrolle 

zwischen Arbeitswelt und 
Kirche. 

KAB ist Avantgarde

Die Glaubwürdigkeit der 
KAB hängt jedoch genauso 
von ihrer eigenen Erneue-
rungsfähigkeit ab. Dass die-
se zumindest im Bereich 
der geistlichen Vorstände 
längst begonnen hat, zeigt 
sich an der Zusammenset-
zung der Präsideskonferenz. 

Diese besteht schon seit Längerem 
nicht mehr nur aus Priestern. Hinzu-
gekommen sind neben Diakonen 
Frauen und Männer, die an der Spitze 
einzelner Diözesanverbände das 
geistliche Leitungsamt innehaben. 
Dies geschieht entweder in Koopera-
tion mit den klassischen Präsides 
oder in deren Nachfolge. Auch hier 
ist die KAB im besten Sinn des Wor-
tes Avantgarde.

Teilnehmer*innen der Präsideskonferenz in Köln.    Foto: Rabbe

Frauenquote bei Sozialwahlen 2023
Arbeitsgemeinschaft christlicher Arbeitnehmerorganisation mit neuer Homepage

Ein knappes Jahr vor den Sozialwah-
len stellt sich die Arbeitsgemein-

schaft christlicher Arbeitnehmerorga-
nisationen (ACA) mit einer neuen 
Website optisch neu auf. Damit ver-
bunden ist der Start der Anmeldepha-
se für Kandidaturen zu den Sozial-
wahlen 2023 (sozialwahl2023@kab.
de). 

Die Wahlen zu den Gremien der 
Krankenkassen, Berufsgenossenschaf-
ten und Rentenversicherungsträger 
finden im Frühjahr 2023 statt. Offiziel-
ler Wahltermin ist der 31. Mai 2023. Bis 
Juni dieses Jahres können sich Kandi-

dat*innen für die nächsten Sozialwah-
len für die Mitgliedsorganisationen 
der ACA bewerben. Über das Anmel-
deformular (www.aca-bund.de) 
braucht es nur wenige Minuten, um 
sich als Kandidat bzw. Kandidatin zu 
bewerben. Erstmals ist eine Frauen-
quote von vierzig Prozent vorgese-
hen. In der Krankenversicherung ist 
diese Quote verbindlich. Die Arbeits-
gemeinschaft Christlicher Arbeitneh-
merorganisationen, in der sich neben 
der KAB auch Kolping und der Bun-
desverband der Evangelischen Arbeit-
nehmer (BVEA) zusammengeschlos-

sen haben, engagiert sich in den Be-
rufsgenossenschaften, den Kranken- 
versicherungen und der Rentenversi-
cherung.

Allein in der Krankenversicherung 
sind knapp 90 Prozent aller Einwoh-
ner*innen in Deutschland gesetzlich 
krankenversichert. Die ACA ist mit ih-
ren Engagierten in den Gremien vieler 
Krankenkassen auf Bundes- und Lan-
desebene aktiv und prägt somit ihre 
strategische Ausrichtung. Gleiches gilt 
für die Rentenversicherung, wo eben-
falls gut 90 Prozent der Erwerbstäti-
gen abgesichert sind.
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Mit der Rücknahme der Covid-19-Restriktionen hatten 
sich die wirtschaftlichen Aktivitäten auch im informel-

len Sektor erleichtert. Die Regierung und die Weltbank deu-
teten bereits auf eine robust erholende Wirtschaft hin. Doch 
nun mit dem Angriffskrieg Russlands auf die Ukraine ist er-
neut die Nahrungsmittel-Situ-
ation in Kenia gefährdet. 

Im Februar war die Inflati-
onsrate mit 6,23 Prozent die 
Höchste, bezogen auf die 
letzten Jahre. Die meisten 
Leute können den Preisstei-
gerungen nicht ausweichen. 
Nicht nur Nahrungsmittel 
werden teurer. Auch andere 
Rohstoffe, weiß Joel Muriun-
gi, ein Schweißer in der Diö-
zese Meru. „Ein kleines Fens-
ter von 4 mal 3 Zoll Metall-
rahmen ist von 4500 Kenia- 
Shilling (KSH) auf derzeit 
6500 (etwa 51 Euro) gestiegen, weil die Preise für Metall-
stäbe gestiegen sind“, so der Handwerker.

Andere versuchen ihre Preise noch zu halten. Wachira, 
Supervisor bei Eldoret Express, einem Unternehmen für öf-
fentliche Verkehrsmittel, das im Nordgraben und im Wes-
ten Kenias unterwegs ist, sagt: „Die Dieselpreise sind um 
5 KSH pro Liter gestiegen, aber wir haben die Fahrpreise 
nicht erhöht, weil sich die Fahrgäste über die hohen Le-
benshaltungskosten beschwert haben.“ Die Gewinnspanne 
wird von Tag zu Tag kleiner. 

Im Monat März beklagen sich die Menschen am unteren 
Ende der Pyramide über die anhaltend hohen Preise für Le-
bensmittel, die für viele unerschwinglich geworden sind. 
Schon vor dem Krieg litten weltweit 270 Millionen Men-
schen an Hunger, etwa drei Millionen davon in Kenia. Die 
UN-Welternährungsbehörde rechnet mit einem weiteren 
Anstieg. In Kenia stammt ein großer Teil des importierten 
Weizens aus Russland und der Ukraine. Die zusätzlich stei-
genden Preise treffen gerade die Ärmsten, die mehr als die 
Hälfte ihres Einkommens für Essen ausgeben.

Der Anstieg der Preise für Lebensmittel wie Milch, Mehl 
und Getreide zwingt die Menschen dazu, ihre Mahlzeiten 
zu rationieren oder ganz auszulassen. Jane Muthaura von 
der Diözese Meru und Emma Njogu (eine kleine Einzel-
händlerin) in Murang‘a berichten, dass beispielsweise der 
Preis für 10-Liter-Speiseöl von 1200 KSH im Dezember auf 
2800 KSH im März dieses Jahres angestiegen ist. Auch an-
dere Haushaltsartikel wie Waschmittel, Milch, Zucker, Reis 
haben sich extrem verteuert. Selbst für größere Super- 
store-Vertriebshändler wie Stephen K Ngigi, der Märkte im 

Westen Kenias und an der Ostküste beliefert, berichtet, 
dass die Kosten für Weizenmehl innerhalb von einem Jahr 
um fast 50 Prozent gestiegen sind.

Hinter den Ländern der EU sind Russland und die Ukrai-
ne die größten Weizenexporteure nach Kenia. Das Land 

importiert etwas mehr als 
800.000 Tonnen sowohl aus 
der Ukraine als auch aus Russ-
land. Der Krieg ist auch hier, 
tausende Kilometer entfernt 
von Kiew, direkt zu spüren.  
Hinzu kommen noch nur ge-
ringe Vorräte aufgrund der 
Trockenzeit. Die Politik der 
Regierung, zuerst einheimi-
sche Produkte zu beschaffen, 
bevor sie importiert werden, 
entschärft die Lage jedoch 
nur wenig.

CWM-Hilfe durch Saat-Kredite

Durch verbesserte und zugängliche Kredite können unsere 
Mitglieder erschwingliche Kredite von den CWM- 
HISA-Gruppen (kleine Ortsgruppen vergeben Kredite aus 
von Mitgliedern gesammelten Spareinzahlungen) z. B. zum 
Kauf von Saatgut und Düngemittel erhalten. Auch diese 
Preise waren in den letzten Wochen extrem angestiegen.  
Viele Pfarreien und Priester engagieren sich bei der Be-
schaffung zusätzlicher Mittel während der Pflanzsaison.

Nun kann die CWM Kenia ihren entwickelten Strategie-
plan umsetzen, indem ihre Mitglieder in regionalen Zent-
ren Aktionsgruppen bilden. Ziel ist, den Mitgliedern güns-
tige Möglichkeiten, z.B.  im Agrarsektor, zu erarbeiten und 
die Zusammenarbeit mit anderen nichtstaatlichen Akteu-
ren der Region zu stärken. Wenn die Mitglieder in der 
Wertschöpfung, Lagerung oder Maximierung der Produk-
tion befähigt werden, können sie eigene Bio-Lebensmittel 
in ihren Gärten und Feldern produzieren und so gegen die 
steigenden Lebensmittelpreise angehen. Dazu gehört 
auch, dass die Caritas Mitglieder in der Milchwirtschaft ge-
schult hat. 

Die Krise fordert zu schnellem Handeln auf. Nicht der 
langsame Apparat der Regierung schafft dies, sondern Ba-
sisgruppen wie die der CWM Kenia, die nun verstärkt Part-
nerschaften eingehen, um Know-how zu neuen Anbaume-
thoden zu vermitteln oder um die Wertschöpfung für land-
wirtschaftliche Produkte zu entwickeln. Menschen müssen 
mehr und unterschiedliche Einkommensmöglichkeiten in 
diesen unsicheren Zeiten haben. 

(Auszüge aus dem Bericht von Douglas Mutembei, Kenia im März 2022)
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Krieg bringt Hunger nach Kenia
CWM schult Mitglieder zur Selbstversorgung

Die Sanktionen und der Krieg bringen den Hunger nach Kenia.
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Die Kirchen hatten zur Teilnahme an den diesjährigen 
(2022) Betriebsratswahlen aufgerufen. Dies ist wichtig, 

denn engagierte Betriebsräte sind wie die Gewerkschaften 
– und natürlich die KAB – notwendig, um berechtigte Ar-
beitnehmerinteressen durchzusetzen. Diese müssen meist 
gegen die Forderungen der Arbeitgeberseite erkämpft 
werden.

Und hier liegt das Problem des kirchlichen Aufrufs. Beide 
Kirchen betonen: „Betriebliche Mitbestimmung und die So-
zialpartnerschaft sind Garanten für eine gelebte ökonomi-
sche und soziale Verantwortung in der Sozialen Marktwirt-
schaft.“ Hier wird suggeriert, dass Arbeitgeber- und Ar-
beitnehmerseite grundsätzlich „Partner“ seien, die also 
immer dasselbe Ziel haben. Wenn dies so wäre, müssten die 
Arbeitnehmervertretungen nicht um die Durchsetzung ih-
rer berechtigten Forderungen kämpfen. Die Wirklichkeit ist 
bekanntlich eine andere: Prekäre Arbeit ist weiter auf dem 
Vormarsch, Konzerne beuten Arbeitnehmer*innen massiv 
aus, und nicht selten werden diese durch die schwere Ar-
beit krank gemacht und „verschlissen“, bis sie durch frische 
Kräfte ausgetauscht werden. Pfarrer und KAB-Freund Pe-
ter Kossen und sein Bruder Florian, Hausarzt und Internist, 
sprechen dabei von „Wegwerfmenschen“. Hier von „Sozial-
partnerschaft“ zu reden, ist purer Hohn und ein Schlag ins 
Gesicht der Opfer dieser Menschenverachtung. Die Pro-
pheten in der Bibel mit ihrer scharfen Sozialkritik an den 
Reichen und Mächtigen würden sich im Grabe umdrehen.
Zum Glück gibt es unter den Arbeitgeber*innen auch Aus-
nahmen wie etwa die fleischverarbeitenden Betriebe Brand 
in Lohne. Sie behandeln und bezahlen ihre Arbeiter*innen 
anständig und stehen deshalb unter erhöhtem Druck der 
menschenschindenden Konkurrenz. 

Zur Profitsteigerung gezwungen

Und hier kommen wir zu einem noch tiefer liegenden Pro-
blem: der Systemlogik unserer kapitalistischen Wirtschaft, 
die im Krefelder KAB-Beschluss (2017) und im Beschluss der 
KAB-Bundesdelegiertenversammlung (2021) treffend prob- 
lematisiert worden ist. Die Arbeitgeber*innen als Kapital-
eigner*innen sind dem kapitalistischen Zwang zur Profit-
maximierung unterworfen. Sie setzen ihr Geldkapital ein, 
um es zu vermehren: Sie erwerben Produktionsmittel wie 
z. B. Fabriken, Maschinen, Grund und Boden und nutzen die 
Arbeitskraft der Arbeiter*innen, indem sie durch deren 
Anwendung mehr Wert erhalten, als sie den Beschäftigten 
über den Lohn zurückzahlen. Auf dieser Grundlage erwirt-
schaften sie am Ende eines Kreislaufs mehr Geld, als sie in 
Produktionsmittel und Arbeitskraft investiert haben, d. h. 

sie erzielen Gewinn/Profit, den sie als Kapital wiederum für 
Arbeitskraft von Arbeiter*innen und für Produktionsmittel 
einsetzen, um damit weiteren Mehrwert und Gewinn zu 
erwirtschaften u. s. w. Dabei steht die/der Kapitaleigner*in-
nen in ständiger Konkurrenz zu weiteren Kapitaleigner*in-
nen und daher unter dem Zwang, mit möglichst geringen 
Investitionskosten (Maschinen, Arbeitslohn u. s. w.) mög-
lichst hohen Gewinn zu erzielen. So wird eine Unterneh-
merin, die Erfolg haben will, eher geringen Lohn zahlen, 
während ein Unternehmer, der guten, angemessenen Lohn 
zahlt, sich auf dem umkämpften Markt weniger erfolgreich 
behaupten können.

Dass einige wenige Arbeitgeber*innen trotz dieses kapi-
talistischen Zwangs zur Profitmaximierung anständigen 
Lohn zahlen und gute Arbeitsbedingungen schaffen und 
damit Gefahr laufen, gegenüber der menschenschinden-
den Konkurrenz unterzugehen, ist nicht hoch genug einzu-
schätzen; hier können wir tatsächlich von „Sozialpartner-
schaft“ sprechen – aber nur hier!

Wirtschaft für ein gutes Leben für alle

Als KAB, als Kirche müssen wir solche Arbeitgeber*innen 
unterstützen und die schlimmen Folgen des Kapitalismus in 
Deutschland und weltweit durch tagespolitische Forderun-
gen (höherer Mindestlohn, Lieferkettengesetz u. a.) ein-
dämmen; zugleich müssen wir daran arbeiten, das kapitalis-
tische Wirtschaftssystem selbst, das Papst Franziskus als 
„terroristisch“ und Tod bringend verurteilt, zu überwinden 
hin zu einer Wirtschaft, die allen Menschen ein gutes Leben 
ermöglicht. Schritte auf diesem Weg können eine verstärk-
te Demokratisierung in Wirtschaft und Betrieben (Stärkung 
von Betriebsräten u. s. w.), genossenschaftliche Betriebe (s. 
z. B. Impuls 04/2021, S. 26–27) und „die Vergesellschaftung 
privaten Eigentums an natürlichen Ressourcen wie z. B. 
Grund, Boden und Wasser“, aber auch an Produktionsmit-
teln (Krefelder Beschluss, 16) sein. Wir müssen eine prophe-
tische Kirche sein, die wie die Propheten und wie heute 
Papst Franziskus gegen Ausbeutung und Unterdrückung 
und für soziale Gerechtigkeit und Menschenwürde streitet. 
Der Mensch darf nicht länger bloß Mittel zum Zweck der 
Profitmaximierung sein, sondern muss selbst Ziel und Mit-
telpunkt allen Wirtschaftens werden. Erst dann erhält er 
die Würde, die ihm als Ebenbild Gottes zukommt.

Prof. Dr. Ansgar Moenikes
(Moenikes ist katholischer Theologe und Mitglied 

in der Projektgruppe „Kapitalismus verstehen und 
überwinden“ im KAB-Bundesverband)
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Irreführende „Sozialpartnerschaft“
Die Kirche muss Opposition gegen Ausbeutung und „Partner“ für Menschenwürde sein
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Die Arbeitswelt ist bisher kein Thema! 
KAB diskutierte über synodalen Weg

Es gibt sehr viel mehr Themen, die 
auf eine synodale Weise in der ka-

tholischen Kirche beraten und ent-
schieden werden müssen.“ Dazu ge-
hören Probleme und Fragen der Ar-
beitswelt, soziale Gerechtigkeit, 
Frieden und Umweltschutz. Diese 
zentralen Themen stehen bisher zwar 
nicht auf der Tagesordnung des sy- 
nodalen Weges der katholischen Kir-
che Deutschlands – sie sind jedoch 
zentral für die Botschaft des Reform-
papstes Franziskus.

Immerhin deuten sich als Ergebnis 
erste innerkirchliche Reformschritte 
an. Deutlich wurde dies bei dem Vor-
trag der Synodalen und langjährigen 
KAB-Diözesanvorsitzenden Brigitte 
Lehmann in Duisburg-Rheinhausen. 
Sie berichtete über die Einrichtung 
und Arbeit der vier Foren ‚Macht, Ge-
waltenteilung und Teilhabe in der 
Kirche‘, ‚Priesterliche Existenz‘, ‚Frau-
en in kirchlichen Diensten und Äm-
tern‘ und ‚Liebe, Sexualität und Part-
nerschaft‘. Neben den Synodalver-
sammlungen fanden auch Regional- 
treffen und Vernetzungstreffen auf 
unterschiedlichen Ebenen statt. Vor-
bereitungstexte und Beschlusstexte 
wurden bisher durchweg mit großen 
Mehrheiten verabschiedet, auch mit 

der notwendigen 2/3-Mehrheit der 
Bischöfe. Überlagert und überschat-
tet wurde der synodale Prozess, der 
noch 2023 fortgesetzt werden soll, 
allerdings immer wieder durch aktu-
elle Missbrauchsdiskussionen.

Innerkirchliche Reform

Deutlich wurden auch in der Rhein-
hauser Diskussion Mindestforderun-
gen für eine notwendige innerkirch- 
liche Reform, die indessen von der 
synodalen Versammlung mit auf- 
gegriffen worden sind: Mehr Ge-
waltenteilung und Demokratie in der 
Kirche, zumindest die Einrichtung des 
Diakonats von Frauen als eines be-
reits in der Urgemeinde zentralen 
kirchlichen Amtes und eine Aufhe-
bung der erst im Mittelalter einge-
führten Zölibatsverpflichtung für 
Priester. 

Ob diese Forderungen allerdings 
die Zustimmung der römischen Kurie 
finden, bleibt leider noch offen und 
ist deshalb offensiv auszuhandeln. 
Vorgeschlagen wurde zudem die er-
gänzende Einrichtung eines weiteren 
Forums zur sozialen Botschaft und 
Friedensbotschaft von Papst Franzis-
kus und zur Fortführung des konzilia-

ren Prozesses für ‚Gerechtigkeit, Frie-
den und Bewahrung der Schöpfung‘. 

Für diese Anliegen zumindest 
dürfte die Unterstützung von Papst 
Franziskus sicher sein, und es sollten 
auch zentrale Themen der gleichzei-
tig laufenden Weltsynode der katho-
lischen Kirche 2021 bis 2023 sein.

�  
� Dr. Norbert Fabian 

Anzeige
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RECHT

Um als Eltern mal rauszugehen, haben wir eine 
Babysitterin. Ist das ein Minijob?

Ja, es handelt sich um einen Minijob und um eine ab-
hängige Beschäftigung. Sie sind Arbeitgeber*in und 

bestimmen über Zeit, Ort und Art der Arbeit. Prüfen Sie 
also, ob die Beschäftigung bei der Minijob-Zentrale ange-
meldet werden kann. Ob eine Tätigkeit wie Babysitten 
angemeldet werden kann, erfahren sie bei der Zentrale. 

Wie kann ich den Babysitter anmelden?
Entweder über die Homepage www.minijob-zentrale.
de. Dort finden Sie den „Haushaltscheck“ und geben an, 
wie viel ihr Babysitter im Monat verdient. Verdienst-
grenze derzeit 450 Euro. Als Arbeitgeber*in im Privat-
haushalt haben Sie auch die Möglichkeit, Ihre Haushalts-
hilfe telefonisch bei der Minijob-Zentrale anzumelden. 
Dafür erreichen Sie uns montags bis freitags in der Zeit 
von 7.00 bis 17.00 Uhr unter 0355/2902-70799. Die tele-
fonische Anmeldung ist schnell und unkompliziert. Ein 
Mitarbeiter nimmt die erforderlichen Daten telefonisch 
auf und kümmert sich um alles Weitere.

Wie steht es mit Versicherungen?
Die Minijob-Zentrale berechnet die Sozialversicherungs-
abgaben, außerdem kümmert sie sich um die gesetzli-
che Unfallversicherung, falls dem Babysitter etwas pas-
siert. Sie entscheiden, 
ob Sie den Minijob 
pauschal mit zwei Pro-
zent oder individuell, 
wenn das Babysitten 
ein Zweitjob ist, nach 
der Lohnsteuerklasse 
des Babysittenden, an-
melden. Die einheit- 
liche Pauschalsteuer 
enthält bereits die 
Lohnsteuer, Kirchen-
steuer und den Solida-
ritätszuschlag.
Sie selbst können, wenn 
sie den Minijob angemeldet haben, ihn als Sonderaus-
gabe bei der Einkommensteuer geltend machen.

Babysitting als Minijob.
� Foto: pixabay

Babysitten leicht gemacht!

Wer Was
Wann

Wo

Frances Perkins

Die Frau hinter dem New Deal

„Wir bekommen eine Menge wunderbarer Vor-
schläge, wie man die Industrie reformieren und 
umbauen soll, von Menschen, die nicht einmal ein 
Wasserglas verpacken können.“ Frances Perkins, 
mit ihr wurde „erstmals in der Geschichte der 
USA eine Frau mit der Leitung eines wichtigsten 
Ministeriums betraut“, schrieb 1933 die Neue 
Freie Presse in Wien. Die erste Arbeitsministerin 

Amerikas unter Präsident 
Roosevelt war die treibende 
Kraft hinter dem New Deal von 
1925. Perkins führt so in den 
USA die Sozialversicherung, die 40-Stun-
den-Woche, die Bezahlung von Überstunden, die 
Arbeitslosenversicherung, Sicherheitsstandards 
am Arbeitsplatz sowie ein Verbot von Kinderar-
beit ein. Frances, die bis 1943 US-Arbeitsministe-
rin war, starb 1965.

Lise Klaveness

Weil Männer beim Fußball schweigen
Wenn Männer schweigen, müssen Frauen das 
Wort ergreifen. Lise Klaveness, Präsidentin des 
norwegischen Fußballverbandes, fordert eine 
Untersuchung zu den Todesfällen auf den Bau-
stellen der Fußballstadien in Katar und ein Ende 
des „Hyperkapitalismus“ im Fußballgeschäft.  
„Wir dürfen keine Zeit verlieren“, so Klaveness, 
wenn es um die Super-League-Pläne, um Sports-

washing für Russland oder Katar bei der WM 
oder Olympia geht. Ihre Rede beim Fifa-Kon-
gress war nicht nur eine schallende Ohrfeige für 
Katar und Fifa, sondern für jene Männer, die die-
se Misere des Sports erst möglich gemacht ha-
ben. „Diese WM“, so die Frau, die kein Blatt vor 
den Mund nimmt, „darf nicht mehr dunkle 
Schatten auf den Fußball werfen.“
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BRIEFE an die Redaktion
Wir bleiben in der Kirche
Zu: Kirche ist mehr als der Begriff „System Kirche“

Wir teilen den Ärger vieler Katholikinnen und Katholiken 
über die gegenwärtige Lage unserer Kirche.  Und wir kön-
nen uns in die hineindenken, die sagen: Unter diesen Bedin-
gungen will ich nicht in einer Kirche bleiben, doch wir sehen 
die vielen Menschen, die durch die Kirche immer wieder 
zum Dienst am Nächsten geführt werden: die alte, kranke 
und einsame Menschen betreuen, Zugewanderten helfen, 
in unsere Gesellschaft hineinzuwachsen, die Freizeiten für 
Jugendliche organisieren, mit der Opferdose von Haus zu 
Haus ziehen, um Geld zu sammeln für Notleidende, die sich 

einsetzen für ein engeres Verhältnis zu unseren evangeli-
schen Glaubensgeschwistern und zu Angehörigen anderer 
Religionen.
Wir sind in der Kirche nicht wegen des Papstes, wegen Bi-
schöfen und Priestern. Das heißt auch, dass wir nicht davon-
laufen … Reformen sind dringend nötig. Dafür sehen wir 
bessere Bedingungen als je zuvor. Noch nie gab es in der 
Deutschen Bischofskonferenz so viele Reformer wie heute. 
Die wollen wir stärken, indem wir aus dem Inneren der Kir-
che heraus Druck machen. Wir geben nicht auf. Wir können 
und wollen die Dinge zum Besseren bewegen. Mehr unter 
www.wir-bleiben.org

Kurt Gerhardt, Köln

BUCHTIPPS

Rückwärts in  
die Zukunft

Endlich!“ oder „Jetzt“. Ob Jutta All-
mendinger oder Rita Süssmuth, die 

Frauen haben es satt, vertröstet zu 
werden. Die Soziologin Allmendinger 
ist mit ihrer Geduld am Ende. In die-
ser Streitschrift zeigt Jutta Allmendinger, was sich end-
lich ändern muss, damit wir echte Gleichberechtigung 
herstellen. Ihr Buch ist ein Fahrplan in die Zukunft, in der 
Geschlechtergerechtigkeit keine Forderung mehr ist, 
sondern ein Fakt. Dieser Fahrplan ist mit Corona nicht 
nur ins Stocken geraten. „Wir bewegen uns rückwärts in 
die Zukunft. Corona hat die wahren gesellschaftlichen 
Verhältnisse wie unter einem Brennglas hervortreten 
lassen: Männer arbeiten, Frauen arbeiten auch – und ver-
sorgen die Kinder. Männer verdienen, Frauen verdienen 
auch – aber bloß etwas dazu. Teilzeit und Elternzeit sind 
fast immer noch Frauensache, Führungspositionen und 
hohe Gehälter Männersache.“ Mit Fakten und Grafiken 
zeigt die Präsidentin des Wissenschaftszentrums Berlin 
für Sozialforschung auf, was sich in den letzten 100 Jah-
ren entwickelt hat und worin das Dilemma weiterhin be-
steht. Jutta Allmendinger hat mit diesem Buch deutlich 
aufgezeigt, wie lang der Weg und wie wichtig es ist, die 
Gleichstellung von Mann und Frau weiterhin und krisen-
fest zu gestalten.  

Jutta Allmendinger: Es geht nur gemeinsam! – Wie 
wir endlich Geschlechtergerechtigkeit erreichen, 
Ullstein-Verlag, Berlin 2021, 12 Euro

Überleben mit  
Altersarmut

Fast zwei Drittel der Rentnerinnen, 
die ausschließlich von ihrer eigenen 

gesetzlichen Rente leben müssen, gel-
ten als armutsgefährdet. Irene Götz, 
Professorin für Empirische Kulturwis-
senschaft, hat über Jahre hinweg 50 Frauen zwischen 65 
und 80 Jahren gemeinsam mit ihrem Team getroffen 
und interviewt. Die Frauen in der Studie stammen aus 
allen Milieus. Von der ehemaligen Kosmetikerin über die 
pensionierte Beamtin oder die Altenpflegerinnen und 
Büroangestellte.
Die Kulturwissenschaftlerin hat ihren Blick weniger auf die 
zukünftigen Rentnerinnen als vielmehr auf die Frauen der 
Nachkriegszeit und den Wirtschaftswunderzeiten gerich-
tet. Dabei sind die Gründe für die im Alter häufig prekäre 
Situation der Frauen vielschichtig: Scheidung, Leben als 
Alleinerziehende, Gewalt- und Suchterfahrung. Weitere 
Faktoren, die zu Armut im Alter führen, sind aber auch 
bildungsferne, gering qualifizierte Teilzeitjobs oder Ge-
sundheitsprobleme. Doch alle haben gelernt, Taktiken zu 
entwickeln, um sich selbst zu helfen. Die folgende Genera-
tion der Rentnerinnen wird die der Babyboomer sein. Ire-
ne Götz sagt, es sei zu erwarten, dass diese Generation 
sich wehren wird gegen leere Rentenkassen und ein Sys-
tem, das so viele altersarme Menschen in Not bringt.

Irene Götz: Kein Ruhestand: Wie Frauen mit Altersar-
mut umgehen, Antje-Kunstmann-Verlag, München 
2019, 320 Seiten
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MAV-Kandidatur lohnt sich
Zu: „Was leisten Mitarbeitervertretungen, 
in Impuls 1/2022

Ich habe mich schon geärgert, als ich den Artikel gelesen 
habe. Erstens, weil die Möglichkeiten der MAVO unzulässig 
verkürzt wurden. Zweitens, weil die Gestaltung durch Be-
triebsräte aus meiner Sicht überbewertet wird. Auch wird 
die Analyse der Arbeit von Tausenden MAVen und ihren 
engagierten Mitgliedern in ganz Deutschland nicht gerecht. 
Richtig ist, dass es in manchen Bereichen eine Mitwirkung 
gibt, die sich auf „Anhörung und Mitberatung“ beschränkt 
und somit dem Dienstgeber die Möglichkeit gibt, Einwen-
dungen der MAV unbeachtet zu lassen, dies ist aber im 
BetrVG genauso der Fall. 
In zustimmungspflichtigen Angelegenheiten hingegen 
kann und darf der Dienstgeber ohne Zustimmung der MAV 
nicht handeln. 
Die MAVO gibt den MAVen ein Instrument an die Hand, 
Regelungen auch gegen den Willen des Dienstgebers durch-
zusetzen. Da steht die MAVO dem Betriebsverfassungsge-
setz in nichts nach. 
Und genau deswegen, und da sind wir uns wieder einig, 
lohnt sich die Kandidatur für die MAV. Eines dürfen wir da-
bei auch nicht außer Acht lassen. Der allzu schnelle Ruf, das 
Betriebsverfassungsgesetz für die Kirchen zu öffnen, ver-

mag uns im Halse stecken zu bleiben. Denn wenn die Kirche 
und ihre Einrichtungen (und das steht zu erwarten) einen 
Tendenzbetrieb unter den Bedingungen des § 118 BetrVG 
darstellen, werden wir noch manchen Regelungen der 
MAVO nachtrauern, z. B. in wirtschaftlichen Fragestellun-
gen, Stichwort Wirtschaftsausschuss. 

Michael Billeb, Anröchte

Muss das sein …
Zu: Schreibweise im Impuls

Mein Mann und ich sind mehr als 40 Jahre KAB-Mitglieder 
und sind s e h r erstaunt, dass ein katholischer Verband, wie 
die KAB den in unseren Augen „Gender-Schwachsinn“ mit-
macht. In der neuesten Ausgabe ist das an verschiedenen 
Stellen (mit Gender-Sternchen z. B. Leser*innen) zu lesen.  
Muss das sein, oder sind nur wir so „von gestern“ ?? Wir 
möchten das jedenfalls nicht unterstützen und wir legen 
keinen Wert mehr auf das IMPULS-Heft. Eventuell überle-
gen wir uns, aus der KAB auszutreten, wollen das aber noch 
mit unserem örtlichen Vereinsvorstand besprechen.

Herrmann und Annemarie Kleinfelder, 
 Biebegemünd

KAB bei YouTube

Spannende und informative 
Interviews aus Politik, Wirtschaft, 
Kirche und Gesellschaft unter

www.youtube.com/
user/kabonline

KAB-YouTube-Kanal

Jetzt anklicken  
und KAB schnell  

und direkt  
erleben!
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KREUZWORTRÄTSEL Suchen Sie die Lösungswörter!

Sudoku
Rätseln und gewinnen!

Schicken Sie die Lösungswörter  
(bis 30. Juni 2022)  
mit Ihrer Adresse an die:

Redaktion IMPULS 
Bernhard-Letterhaus-Straße 26  
50670 Köln  
oder  
redaktion-impuls@kab.de Singen Sie mit der KAB!  Lieder aus dem 

Buch „Ton-Band“ verbinden die Menschen.



Herr, unsere Erde 
ist nur ein kleines Gestirn 
im großen Weltall.

An uns liegt es, 
daraus einen Planeten zu machen, 
dessen Geschöpfe 
nicht von Kriegen gepeinigt werden, 
nicht von Hunger und Furcht gequält, 
nicht zerrissen in sinnlose Trennung 
nach Rasse, Hautfarbe, Geschlecht 
oder Weltanschauung.

Gib uns Mut und Vorsicht, 
schon heute mit diesem Werk zu beginnen, 
damit unsere Kinder und Kindeskinder 
einst stolz 
den Namen Mensch tragen. 
Amen. 

(Gebet der Vereinten Nationen, 1942)

Mensch sein


